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Nachtrag. 

Während  der  Drucklegung  ging  mir  der  vierte  und  letzte  Band 
dei  neuen  Auflage  von  Labands  „Staatsrecht , des  Deutschen 
Re  ches“  zu.  Da  ich  ihn  im  Text  der  Arbeit  nicht  mehr  verwerten 
kö  rnte,  so  sei  mir  gestattet,  an  dieser  Stelle  allgemein  darauf 
hii  zu  weisen.  Für  unsere  Aufgabe  kommen  daraus  vorzugsweise 
die  folgenden  Stellen  in  Betracht:  S. 23, 24  Anm.  1, 35—38, 39  Anm.4, 
51  56-58,  67—69,  105,  333-340,  530/31,  573-575. 


Einleitung. 

Schon  seit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
gehen  die  Ansichten  der  juristischen  Schriftsteller  über 
die  staatsrechtliche  Stellung  der  deutschen  Kriegsminister 
auseinander.  Zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  schien  es,  als  sollte  die  Heckersche 
Entwickelung  der  Begriffe  Kommandogewalt  und  Re- 
gierungsgewalt auch  auf  diese  Streitfrage  im  Sinne  einer 
Zusammenführung  der  Meinungen  ein  wirken.  So  wurde 
sogar  Lab  and  zu  einer  Änderung  seiner  Meinung  ge- 
drängt, und  er  arbeitete  den  Anfang  des  vierten  Bandes 
seines  Staatsrechts  völlig  um.  Zum  Abschluß  kam  diese 
Vereinheitlichung  jedoch  nicht,  da  im  Jahre  1911  Mar- 
schall von  Biebersteins  Monographie  über  Verantwortlich- 
keit und  Gegenzeichnung  bei  Anordnungen  des  obersten 
Kriegsherrn  die  Bedeutung  der  Heckerschen  Lehre  er- 
heblich einschränkte  und  damit  gleichzeitig  auch  in 
unserer  Frage  den  Gegensatz  der  Meinungen  wieder 
deutlich  vor  Augen  führte.  Bieberstein  brachte  je- 
doch auch  einen  eigenen  neuen  Versuch,  durch  Klärung 
der  Begriffe  zu  einer  sachlich  zutreffenden  Unterschei- 
dung zu  gelangen. 

Ob  nun  diese  Ausführungen  Biebersteins,  die 
für  diese  Schrift  den  Ausgangspunkt  bilden,  neues  Licht 
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au2li  auf  die  staatsrechtliclie  Stellung-  der  Kriegsminister 
werfen,  soll  hier  untersucht  werden.  Damit  rechtfertigt 
es  sich,  daß  der  Stoff  von  neuem  behandelt  wird,  obwohl 
darüber  schon  eine  umfangreiche  Literatur  besteht. 

Hinsichtlich  der  Richtung,  in  der  sich  die  Unter- 
sujhung  bewegen  muß,  ist  zweierlei  zu  beachten.  Ein- 
md  müssen  wir  uns  davon  fernhalten,  der  Frage  nach 
der  Rechtsnatur  des  deutschen  Heeres,  ob  Reichsheer 
edär  Kontingentsheer,  zu  großen  Einfluß  auf  unser 
Tliema  einzuräumen,  und  zweitens  dürfen  wir  nicht 
vergessen,  daß  die  Studie  Marschall  von  Biebersteins 
nrr  den  Ausgangspunkt  für  uns  bildet;  sie  behandelt 
ex  officio  nur  die  Verantwortlichkeit  und  Gegenzeich- 
nung bei  Anordnungen  des  obersten  Kriegsherrn  und 
beginnt  mit  einer  Klarstellung  der  Begriffe  Oberbefehl 
urd  Militärverwaltung.  Das  Verhältnis  dieser  Begriffe 
zueinander  muß  als  Grundlage  auch  hier  erörtert  werden; 
danach  aber  ist  der  Schwerpunkt  der  Arbeit  zu  verlegen 
und  die  Untersuchung  schärfer  auf  unsere  Aufgabe  ein- 
zu  stellen,  als  Bieberstein  dies  tun  kann. 

Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Kriegsminister  hat 
wi  3 die  jedes  Ministers  zwei  Seiten,  nach  denen  unsere 
Al  beit  sich  in  zwei  Hauptteile  gliedert.  Zuerst  wird 
die  Stellung  der  Kriegsminister  im  Behördenorganismus 
erörtert  und  nachher  auf  ihr  Verhältnis  zu  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  eingegangen.  Weil  nun  die 
Bt  hördenstellung  der  Kriegsminister  und  ihre  parlamen- 
tai'ische  Verantwortlichkeit  nicht  richtig  erkannt  werden 


\ 


3 


kann,  ohne  daß  zuvor  festgestellt  wird,  ob  die  Militär- 
verwaltung Reichs-  oder  Landesverwaltung  ist,  und  ob 
der  Kriegsminister  Reichs-  oder  Landesbeamter  ist,  weil 
zweitens  die  Frage  nach  dem  Subjekt  der  Militärver- 
waltung in  engerem  Zusammenhang  mit  der  verwaltungs- 
rechtlichen, d.  h.  der  behördlichen  Stellung  der  Kriegs- 
minister steht  als  mit  ihrer  verfassungsrechtlichen,  d.  h. 
mit  ihrer  Verantwortlichkeit,  deshalb  erscheint  es  ge- 
boten, um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  die  Frage 
nach  dem  behördenmäßigen  Unterordnungsverhältnis  zu- 
erst zu  behandeln.^) 

Bevor  ich  jedoch  in  die  Erörterung  eintrete,  habe 
ich  die  angenehme  Pflicht  zu  erfüllen,  der  Bücherei- 
verwaltung des  Kgl.  Preuß.  Kriegsministeriums  für  die 
entgegenkommende  Art  zu  danken,  in  der  mir  die 
Benutzung  der  dort  befindlichen  Literatur  gestattet 
wurde.  Und  besonders  möchte  ich  auch  hier  dem  Vor- 
stand der  Büchereiverwaltung,  Herrn  Major  z.  D.  Frantz, 
nochmals  ergebenst  danken  für  die  tatkräftige  und  stets 
in  liebenswürdigster  Weise  gewährte  Unterstützung 
meiner  Arbeit.  Und  noch  ein  letztes  Wort  des  Dankes 
sei  mir  an  dieser  Stelle  gestattet,  es  richtet  sich  an 
den  Herrn  Referenten  dieser  Arbeit,  Prof.  Dr.  Redslob. 
Seiner  eindringenden  und  doch  stets  vornehmen  Be- 
sprechung danke  ich  es,  wenn  die  Arbeit,  wie  ich  hoffe,. 
an  äußerer  Abrundung  und  innerer  Klarheit  nicht  allzu- 
viel zu  wünschen  übrigläßt. 

*)  Ebenso  geht  Apel  im  Wörterb.  S.  681  vor. 


Erster  Hauptteil, 

D ie  Behördenstellung  der  Kriegsminister. 

Die  eine  Frage;  Welches  ist  die  staatsrechtliche 
Slellung  der  deutschen  Kriegsminister,  löst  sich  uns 
ai  f in  zwei  Unterfragen : Wie  ist  ihre  Behördenstellung 
iü  i Einzelstaat  und  im  Reich,  und : Sind  sie  verantwort- 
lich der  gesetzgebenden  Körperschaft  ihres  Anstellungs- 
staates und  der  des  Reiches?  Und  zwar  erschöpft  diese 
Zerlegung  unseres  Erachtens  das  Thema  völlig,  so  daß 
andere,  außerhalb  der  Antworten  auf  diese  Fragen 
liegende  Gesichtspunkte  für  die  Erkenntnis  der  staats- 
rechtlichen Stellung  der  deutschen  Kriegsminister  nicht 
ir  Betracht  kommen. 

Eine  ausdrückliche  Antwort  auf  diese  Fragen  finden 
wir  weder  in  der  Reichsverfassung,  den  Militärkonven- 
timen,  dem  Reichsrecht  überhaupt,  noch  in  den  Ver- 
fassungen oder  Rechtssätzen  der  Einzelstaaten.  Sie 
muß  daher  aus  dem  ganzen  gegenwärtigen  Rechts- 
zustande gewonnen  werden,  zu  dessen  Erkenntnis  sein 
V’^erdegang  ein  wichtiges  Hilfsmittel  bietet. 
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Erstes  Kapitel. 

Ist  die  Militärverwaltung  Reichs- 
verwaltung oder  Landesverwaltung? 

Wir  sprechen  von  „deutschen  Kriegsministern“  in 
der  Mehrzahl,  wir  sprechen  aber  auch  andererseits  von 
einem  Reichsmilitärfiskus.  Hier  liegt  die  Frage  nahe, 
ob  die  Militärverwaltung  Reichsverwaltung  oder  Landes- 
verwaltung ist.  Offenbar  muß  die  Fühlung  der  Kriegs- 
minister mit  den  Reichsorganen  enger  sein,  wenn  die 
Behörden,  deren  Spitze  sie  bilden,  Reichsverwaltungs- 
behörden sind,  als  wenn  sie  einzelstaatliche  Verwaltungs- 
behörden sind.  Unsere  erste  Frage  lautet  also:  Ist 
die  Militärverwaltung  Reichsverwaltung  oder  Landes- 
verwaltung ? 

§ 1- 

Begriff  der  Militärverwaltung. 

Abgrenzungstheorien. 

Militärverwaltung  im  weiteren  Sinne  ist  alles,  was 
mit  dem  Heerwesen  zusammenhängt  und  die  Staats- 
gewalt in  der  Richtung  darauf  zweckbewußt  in  den 
Grenzen  des  Gesetzes  handelnd  zeigt  Schon  frühzeitig 
entdeckte  aber  die  Wissenschaft,  daß  ein  Kriegsminister 
meist  nicht  dieses  umfassendste  Gebiet  leitet,  sondern 
daß  in  manchen  Beziehungen  Anordnungen  des  Königs 
an  das  Heer  ohne  Benutzung  des  Kriegsministers  als 


— 6 — 

[ittelsperson  ergingen.  Und  dieser  Zustand  wurde 
durchaus  nicht  als  rechtswidrig  empfunden,  obwohl  alle 
■\  erfassungen,  die  preußische  z.  B.  in  Art.  44,  bestimmten, 
alle  Eegierungsakte  des  Königs  bedürften  zu  ihrer 
(rültigkeit  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers,  der  da- 
durch die  Verantwortlichkeit  übernehme.  Eine  unbe- 
strittene Lösung  dieses  Widerspruches  zwischen  dem 
Lechtsempfinden  des  Volkes  und  dem  Satze  der  Ver- 
f issungsurkunden  ist  derWissenschaft  noch  nicht  gelungen. 

Man  suchte  die  Lösung^)  in  der  Person  des  Subjekts, 
i adern  man  Oberbefehlshaber  und  Staatsoberhaupt  unter- 
schied.^)  Dann  waren  Anordnungen  des  Königs  für  das 
Jleer  keine  Regierungsakte  mehr,  und  der  Satz  der 
Verfassungen  war  gerettet.  Aber  eine  solche  Trennung 
iät  im  modernen  Staat  unmöglich,  weil  das  Heer  eine 
Anstalt  des  Staates  ist  und  nicht  außerhalb  desselben 
5 teht,  etwa  als  persönliches  Besitztum  des  Landesherrn ; 
diese  Trennung  ist  unvereinbar  mit  der  begrifflichen 
ICinheit  der  Staatsgewalt.  — Oder  man  schied  aus  dem 
Verordnungsrecht  des  Königs  das  militärische  Befehlsrecht 
jlus,®)  ohne  doch  eine  feste  Grenzlinie  ziehen  zu  können. 

b vgl.  zum  folgBnden  das  Referat  bei  Bieberstein  im 
l.  Kapitel  S.  47—  83  und  seine  Kritik  der  Theorien  im  7.  Kapitel 
{;.  333-370. 

2)  V.  Frisch  S.  358,  357. 

3)  Zorn  Bd.  1 S.  192,  257,  Bd.  2 S.  524,  525;  Brockhaus 
15.82,  83;  Bornhak  Bd.3  S.  40;  auch  Hecker  und  schon  früher 
Thudichum. 
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Andere  setzten  dem  ..Oberbefehl“  die  ..Militärver* 

• / i , 

waltung“  entgegen,  eine  Operation,  die  zu  einem  ein- 
wandfreien Ergebnis  nicht  führen  konnte,  weil  man  den 
logischen  Fehler  beging,  einer  Teilung  zwei  Teilungs- 
prinzipien zugrunde  zu  legen.  Denn  „Oberbefehl“  ist 
ein  formeller  Begriff,  gewonnen  aus  der  Zuständigkeit 
des  Oberbefehlshabers  und  hindeutend  nur  auf  die  Form 
der  von  ihm  ausgehenden  Akte,  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Inhalt,  d.  h.  auf  das,  was  im  einzelnen  Falle 
durch  den  Befehl  angeordnet  wird.  Unter  „Militär- 
verwaltung“ verstand  man  dagegen  stets  eine  Behörden- 
tätigkeit, deren  Bestandteile  unter  diesem  Namen  nach 
ihrem  G e g e n s t a n d e zusammengefaßt  wurden.  Jeder 
Gedanke  läßt  sich  in  Befehlsform  kleiden,  aber  nicht  jeder 
Gedanke  bringt  etwas  Militärisches  zum  Ausdruck.  Wenn 
man  drittens  sagt:  Auch  ein  Gedanke,  der  etwas  Mili- 
tärisches zum  Ausdruck  bringt,  läßt  sich  in  Befehlsform 
kleiden,  so  ergibt  sich  klar,  daß  „Befehl“  und  „Militär- 
verwaltung“ nicht  einen  reinen  ausschließenden  Gegen- 
satz darstellen  können.  Erst  durch  eine  im  logischen  Sinne 
zufällige  staatsrechtliche  Zusammenstellung  beider  Be- 
griffe^) entstand  dieser  logische  Irrtum.  Immer  suchte 
man  den  Gegensatz  im  Gegenstand  der  Akte.  — Man 
schied  ferner  nach  dem  Zweck,  ob  nämlich  der  zu  be- 
stimmende Akt  eine  „unmittelbare  militärische  Aktion“ 
hervorrufen  sollte  oder  nur  eine  Vorbedingung  dazu 

Bieberstein  S.  57.  . 


Haller. 
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liefern.^)  Im  Laufe  der  weiteren  Entwickelung  wurden 
die  Unterscheidungsmerkmale  so  vieldeutig,  daß  sie 
„schließlich  nur  Gefäße  für  einen  beliebig  wechselnden 
Inhalt“  darstellten.®) 

Im  Jahre  1890  stellte  Hecker  die  Gegensätze: 
„Kommandogewalt  — Kegierungsgewalt“  auf,®)  teilte 
also  nicht  mehr  nach  dem  Gegenstand  oder  Zweck  der 
Akte  ein,  sondern  nach  dem  ßechtsgrunde,  auf  dem  ihre 
Gültigkeit  beruht.  Ihm  schloß  sich  auch  Lab  and  an, 
der  bisher  nach  dem  Wesen  der  Befehle  eingeteilt  und 
gelehrt  hatte, ^)  Armeebefehl  und  Armeeverordnung  seien 
Unterarten  des  Verwaltungsbefehls.  Anschütz  be- 
zeichnete  Kommandogewalt  und  Kegierungsgewalt  als 
„gleichsam  in  Personalunion  gesetzt“,®)  hat  diese  Ansicht 

0 G.  Meyer,  nach  ihm  Bornhak  Bd.  3 S.  39,  40;  Gau 
S.  19;  ähnlich  Hänel  S. 472.  — Wenn  man  sich  zur  Verdeut- 
lichung des  Gegensatzes  auf  die  Bestimmungen  der  Preuß.  Allerh. 
Kabinettorder  v.  18.  1.  1861  berief  (wörtlich  zitiert  bei  Bieber- 
stein S.  67,  68),  so  übersah  man  dabei,  daß  diese  nicht  die 
ministerielle  Verantwortlichkeit  ordnen  wollte,  sondern  nur  die 
Art  der  Befehlsausgabe  an  das  Heer,  wobei  ausdrücklich  bemerkt 
wird,  „daß  weder  die  Stellung  des  Kriegsministers  noch  verfas- 
sungsmäßig bestehende  Normen  alteriert  werden  sollen“.  Bieber- 
stein S.  69. 

•)  Bieberstein  S.  353. 

®)  In  Stengels  Wörterb.  Bd.  1 S.  63ff.,  Artikel:  „Armeebefehl 
und  Armeeverordnung“. 

*)  Staatsrecht  1.  Aufl.  Bd.  1 S.  209  , 2.  Aufl.  Bd.  1 S.  196, 
dagegen  jetzt  4.  Aufl.  Bd.  4 S.  34. 

*)  Holtzendorffs  Enzykl.  6.  Aufl.  Bd.  2 S.  556. 
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aber  wohl  aufgegeben.^)  Für  die  genauere  Abgrenzung 
verweist  Lab  and  auf  die  in  der  Praxis  herrschende 
Übung.®) 

Auch  diese  Ansicht  Heckers  und  L a b a n d s läßt 
sich  nicht  halten,  denn  „Armeebefehl“  und  „Armee- 
verordnung“ sind  nicht  nach  ihrem  Rechtsgrunde,  also 
qualitativ,  sondern  nur  quantitativ  in  ihrer  Wirkung 
verschieden,  indem  der  Armeebefehl  unbedingten  Ge- 
horsam fordert,  die  Armeeverordnung  dagegen  einer 
Prüfung  seitens  dessen  ausgesetzt  ist,  der  sie  befolgen 
soll.®)  Worauf  sich  diese  Prüfung  erstreckt,  ist  hier 
nicht  näher  zu  erörtern.^) 

Einen  neuen  Gedanken  endlich  sprach  Freiherr 
Marschall  von  Bieberstein  1911  aus®):  Es  handele 
sich  nicht  um  Ausnahmen  von  dem  verfassungsmäßigen 
Gegenzeichnungszwange,  nicht  um  sachliche  Gegensätze, 
sondern  um  eine  Verschiedenheit  der  Personen,  die 
diesen  Anordnungen  Folge  leisten  sollen,  so  daß  nicht 

0 Holtzendorffs  Enzykl.  7.  Aufl.  Bd.  4 S.  112  Anm.  1. 

vgl.  dazu  und  über  die  Möglichkeit  der  Bildung  eines  Ge- 
wohnheitsrechts durch  die  Übung  zutreffend  Bieberstein  S.  361  ff. 
— Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  der  preußische  Kriegsminister 
V.  Palkenhayn,  z.  B.  in  seiner  Reichstagsrede  v.  23.  3.  1914, 
„Tägliche  Rundschau“  Nr.  139,  Morgenausgabe  v.  24.  3.  1914 
4.  Beilage. 

®)  Bieberstein  S.  359. 

*)  vgl.  dazu  Bieberstein  S.  512,  513. 

*)  Im  8.  Kapitel  dargelegt,  S.  371—435,  bes.  S.  374,  375 
394  ff.  unter  2. 
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mehr  zu  fragen  sei:  „Was  ist  die  Kommauclogewalt?‘^ 
sondern:  „Wer  unterliegt  der  Komraandogewalt?“  Die 
Besonderheit  der  Kommandogewalt  liege  nicht  in  ihrem 
Gegenstände,  sondern  in  einer  „Steigerung  der  Subjektion 
gewisser  Organe“.^) 

Diese  Ausführungen  überzeugen  mich,  da  sie  von 
allen  Lösungsversuchen  bisher  die  einzigen  sind,  die 
eine  in  jedem  Falle  mögliche  und  sichere  Scheidung 
gewährleisten.  Denn  zweifellos  unterliegen  der  Kom- 
mandogewalt die  Personen  des  Soldatenstandes,  ebenso 
unbestritten  unterliegen  ihr  nicht  die  Zivilbeamten  der 
Militärverwaltung,-)  Meinungsverschiedenheit  besteht  nur 
hinsichtlich  der  Militärbeamten.  Auch  hier  ist  den 
längeren,  durch  Beispiele  veranschaulichten  Darlegungen 
Biebersteins^)  zu  folgen,  welcher  die  Militärbeamten 
der  Kommandogewalt  nicht  unterwirft,  selbst  diejenigen 
nicht,  die  gleichzeitig  einen  militärischen  und  einen 
Zivilvorgesetzten  haben.  Demnach  sind  der  Kommando- 
gewalt nur  unterworfen  die  Personen  des  Soldaten- 
standes. Ob  nun  im  Einzelfalle  jeniand  zu  diesen  ge- 
hört, läßt  sich  mit  Sicherheit  feststellen,  daher  verdient 

diese  Theorie  den  Vorzug. 

Wir  sehen  also,  daß  eine  Abgrenzung  der  Militär- 
verwaltung von  anderen  Akten  auf  dem  Gebiete  des 
Heerwesens  gegenständlich  nicht  möglich  ist.  Iure 

b Bieberstein  S.  435. 

*)  Bieberstein  S.  397 ff. 

^)  Zunächst  S.  400—405,  dann  weiter  bis  S.  421. 
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Grenze  findet  die  Militärverwaltung  vielmehr  nur  und 
überall  da,  wo  erstens  das  Gebiet  der  „Verwaltung“ 
überhaupt  und  zweitens  das  des  Heerwesens  aufhört. 
Der  Kriegsminister  als  solcher,  unbeschadet  seines  mili- 
tärischen Ranges,  steht  nun  an  der  Spitze  einer  Behörde, 
deren  Mitglieder  Zivilbeamte  oder  Militärbeamte  sind 
oder  die  doch  wenigstens  nur  bei  Ausübung  solcher 
nichtmilitärischen  Verrichtungen  im  Kriegsministerium 
tätig  sind.  In  diesem  staatlichen  Verwaltungsorganismus 
finden  wir  daher  nur  die'  übliche  behörden-  und  bureau- 
mäßige Über-  und  Unterordnung,  nicht  aber  das  anders- 
artige Verhältnis,  in  dem  diejenigen,  die  einer  Kommando- 
gewalt unterstehen,  sich  zu  ihren  Vorgesetzen  befinden. 
Hier  ist  für  die  Entfaltung  einer  Kommandogewalt  kein 
Raum,  wir  brauchen  also  nicht  zu  fragen,  wem  das 
Recht  der  Kommandogewalt  zusteht,  sondern  nur  da- 
nach, wer  das  Recht  der  Verwaltung  hat,  das  Reich 
oder  die  Einzelstaaten. 

Diese  Frage  fällt  aber  nicht  zusammen  mit  der 
anderen,  ob  das  deutsche  Heer  ein  Reichsheer  oder  ein 
Kontingentsheer  ist.  Wer  sagt,  das  Heer  sei  ein  Reichs- 
heer, der  bringt  damit  nur  zum  Ausdruck,  daß  das 
militärische  Gewaltverhältnis  aufs  engste  und  unmittel- 
bar zwischen  dem  einzelnen  Mann  und  dem  Reiche  be- 
steht, er  sagt  aber  nichts  darüber,  wer  Subjekt  der 
Verwaltung  ist.  Es  ist  doch  denkbar,  daß  das  Heer 
ein  Reichsheer  wäre,  seine  Verwaltung  aber  dennoch 
den  Einzelstaaten  zustande.  Die  Kontingente  wären 
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dinn  bloße  örtliche  Verwaltungsbezirke  des  Einheits- 
h(  eres.  Die  beiden  Fragen  müssen  wohl  auseinander- 
gdhalten  werden,  und  da  für  uns  hier  nur  wichtig  ist, 
festzustellen,  wer  das  Kecht  der  Verwaltung  hat,  so 
b]  aucht  die  Streitfrage,  ob  das  deutsche  Heer  ein  Reichs- 
hcer  oder  ein  Kontingentsheer  ist,^)  hier  nicht  erörtert 
zu  werden,^)  es  mag  nur  bemerkt  sein,  daß  Verfasser 
si:h  der  von  La  band  und  Seydel  begründeten,  von 
Anschütz  (und  Bieberstein)  fortgeführten  Ansicht 
a:ischließt,  das  deutsche  Heer  sei  ein  Kontingentsheer. 

§ 2. 

Ist  die  Militärverwaltung  Reichs-  oder  Landes- 
sache ? 

Die  Militärverwaltung  ist  zum  mindesten  der  Aus- 
übung nach  Landessache,  denn  es  gibt  kein  Reichs- 
kriegsministerium, Zentralverwaltungsstellen  sind  viel- 
nehr  die  einzelstaatlichen  Kriegsministerien. 

Die  Militärverwaltung  steht  aber  auch  dem  Rechte 
nich  den  Einzelstaaten  zu.  Denn  es  ist  ein  im  ge- 

vgl.  einerseits  Hänel  S.  494,  529;  Zorn  Bd.  1 S.  189, 

1)0,  Bd.  2 S.  531;  G.  Mey  e r,  Staatsrecht  2.  Aufl.  S.  585,  6.  Aufl. 
S.  722;  Bornhak  Bd.  3 S.  29;  Arndt,  Staatsrecht  S.  452f.; 
E rockhaus  S.215;  andererseits  L a b a n d Bd.  4 S.5f.;  Seydel, 
Komm.  S.  310ff.;  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  182;  Bieber- 
stein S.  576;  die  beiden  letzten  in  richtiger  Wertung  des  Streites. 

2)  Ähnlich  Jost  S.  92. 
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schichtlichen  Werden  der  Reichsverfassung  wurzelnder 
Grundsatz,  daß  die  Staaten,  die  sich  zum  Reiche  zu- 
sammenschlossen, in  der  Verfassungsurkunde  die  Rechte 
auf  zählten,  deren  sie  sich  zugunsten  des  Reiches  be- 
gaben. Soweit  solche  Aufzeichnung  nicht  geschah, 
blieben  sie  ihnen,  und  im  Zweifel  besteht  demnach 
eine  Vermutung  für  die  Zuständigkeit  des  Einzelstaats.^) 
Nun  ist  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Militär- 
verwaltung in  der  Reichsverfassung  nicht  enthalten. 
Daß  Gesetzgebung  und  Befehlsrecht  in  Militärsachen 
Reichsorganen  gebühren,^)  ist  für  die  Militärverwaltung 
belanglos.  Aus  der  „Einheitlichkeit“  der  gesamten  Land- 
macht des  Reiches  wollen  manche  schließen,  das  Heer 
sei  eine  Einheit,  die  zur  Verfügung  des  Reiches  stehe. 
Daraus  läßt  sich  aber  nichts  entnehmen,  da  dieser  Aus- 
druck auch  an  anderen  Stellen  der  Reichsverfassung, 
und  zwar  in  zweifellos  anderem  Sinne  verwandt  wird, 
nämlich  wirklich  nur  im  Sinne  von  „einheitlich“,  nicht 
von  „Einheit“,  also  etwa  gleichbedeutend  mit  „technisch 
übereinstimmend“  (vgl.  RV.  Art.  42,  48,  53,  54).^) 

Daß  dem  Kaiser  viele  Verwaltungsbefugnisse  über- 
tragen sind,  z.  B.  in  Art.  63  Abs.  3 u.  4,  Art.  65,  68, 
ändert  nichts  an  der  grundsätzlichen  Zuständigkeit  des 

b Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  70;  Bornhak,  Grundriß 
S.  151,  152;  auch  Seydel,  Laband,  Reichsstaatsrecht  S.  161 

2)  RV.  Art.  4 Nr.  14,  63  Abs.  1. 

3)  RV.  Art.  63  Abs.  1. 

*)  So  schon  Brockhaus  S.  9. 
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Binzeistaats,  solange  nicht  der  Grundsatz  selbst  aus- 
drücklich umgestoßen  wird  oder  dem  Eeiche  alle  Ver- 
altungsbefugnisse  ohne  Ausnahme  übertragen  sind. 
Eaß  dies  nicht  der  Fall  ist,  zeigt  ein  Blick  auf  Art.  66 
u id  auf  Art.  63  Abs.  5 KV.  Dieser  Abs.  5 läßt  sich, 
ill  man  ihm  nicht  Gewalt  antun,  wohl  nur  dahin  aus- 
legen: Das  Verordnungsrecht  der  Landesherren,  das 
b sher  in  Militärsachen  bestanden  hat,  soll  aufrecht- 
e; 'halten  bleiben,  aber  in  seinem  Gegenstand,  d.  h.  hin- 
sichtlich dessen,  was  angeordnet  wird,  soll  es  beschränkt 
sein;  es  sollen  nur  noch  die  gleichen  Anordnungen  er- 
gehen dürfen  wie  für  Preußen,  aber  formell  immer  als 
'Verordnungen  der  Landesherren,  nicht  etwa  als  preußische 
'Verordnungen  mit 'Wirkung  für  das  ganze  Reich,  oder 
gir  als  Reichsverordnungen.^) 

Die  geschichtlichen  Vorstufen  der  Reichsverfassung 
b3ruhen  durchaus  auf  dem  Gedanken  der  Kontingents- 
Lmre,  z.  B.  die  preußischen  „Grundzüge“  von  1866  in 
Art.  9,^)  und  die  Reichsverfassung  selbst  sowie  die  Be- 
i'j  tungen  des  Reichstages  lassen  nicht  erkennen,  daß 

b Ebenso  Lab  and  Bd.4  S.  21,22;  Born  hak  Bd.  3 S.  43, 44; 
S )y  d el , Komm.  S. 360, 361 ; Arndt,  Komm.  S.  339,  Reichsverord- 
ni  ngsrecht  S.  131,  132,  Reichsstaatsrecht  S.  462;  Anschütz, 
G igenwärt.  Theorien  S.  85,  86,  in  Enzykl.  Bd.4  S.  179;  Dam- 
bitsch  S.  608;  Gümbel  S.  162;  and.  M.  Meyer-Dochow 
S,  498;  Brockhaus  S.  59,  83f. 

Ebenso  Lab  and,  Reichsstaatsrecht  S.  362. 
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eine  Änderung  dieser  Grundanschauung  eingetreten  oder 
überhaupt  beabsichtigt  gewesen  sei.^) 

Man  wird  ein  werfen,  eine  Verwaltung,  die  durch 
die  Reichsgesetzgebung,  den  Reichsmilitäretat  und  den 
Reichsmilitärfiskus  derartig  geknebelt  sei,  sei  keine 
selbständige  Verwaltung  der  Einzelstaaten  mehr  aus 
eigenem  Recht.  Zuzugeben  ist,  daß  die  Reichsgesetze  eine 
sehr  ins  einzelne  gehende  Regelung  des  Heerwesens 
enthalten,  daß  der  Militäretat,  der  feste  Knochenbau  der 
Militärverwaltung,  an  dem  ihr  Organismus  Halt  findet, 
von  Reichs  wegen  festgesetzt  wird,  endlich  auch,  daß 
der  Militärfiskus  mindestens  seit  dem  Erlasse  des  Reichs- 
eigentumsgesetzes von  1873  nicht  mehr  Landes-,  sondern 
Reichsfiskus  ist.^)  Aber  ändert  denn  eine  Verwaltung 

9 So  auch  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  177, 182.  — Wenn 
wir  hier  doch  die  Frage  der  Kontingentsheere  für  unsere  Ansicht 
heranziehen,  so  liegt  darin  kein  Widerspruch  zu  dem  oben  auf 
S.  11, 12  Gesagten.  Denn  das  soll  ja  nicht  bestritten  werden,  daß  die 
Verbindung  von  Kontingentsheer  und  Landesverwaltung  natür- 
licher, vielleicht  auch  enger  ist,  als  es  eine  solche  zwischen 
Reichsheer  und  Landesverwaltuug  sein  würde.  Es  wird  nur  be- 
hauptet, daß  die  damaligen  Gesetzgebungs-  und  Vertragsentwürfe 
keine  Veranlassung  hatten,  zwischen  dem  Subjekt  des  militärischen 
Gewaltverhältnisses  und  dem  Subjekt  der  Militärverwaltung  scharf 
zu  scheiden,  wie  diese  Untersuchung  es  tun  muß,  weil  damals, 
vor  der  Reichsverfassung,  beides  in  der  Person  des  Landesherrn 
zusammenfiel  und  in  dieser  Beziehung  durch  die  Ent\\ürfe  nichts 

geändert  werden  sollte. 

2)  vgl.  La  band,  Reichsstaatsrecht  S.  390. 


— 16  — 

ihien  Rechtsgrund,  wenn  sie  in  dem  Umfang  ihres 
Ai  beitsfeldes  beschränkt  wird  ? Es  liegt  zwischen  Reich 
un  a Einzelstaat  nicht  eine  Teilung  der  Militärverwaltung, 
etwa  nach  Recht  und  Ausübung,  vor,  sondern  Recht  und 
Ai  sübung  stehen  ungeteilt  dem  Einzelstaat  zu,  dessen 
Wille  freilich  vielfach  gebunden  ist  durch  Normen  einer 
ihia  übergeordneten  Gewalt,  und  der  aus  einer  fremden 
Ki.sse  und  auch  für  dieselbe  wirtschaftet.  Aber  eben 
diese  Tätigkeit  des  Verwaltens  ist  eigene  Landessache 
uid  nicht  Reichssache,  auch  nicht  etwa  den  Einzel- 
st  laten  delegierte  Reichsverwaltung.^)  Soweit  die  Bindung 
dirch  die  Reichsgewalt  nicht  reicht,  herrscht  das  freie, 
ni  r in  sich  selbst  pflichtmäßig  begrenzte  Ermessen  der 
ei  izelstaatlichen  Militärverwaltung,  das  abgeleitet  wird 
ais  der  eigenen  Landesmilitärhoheit. 

Die  Militärverwaltung  ist  also  Landes  Verwaltung,^) 
und  wenn  behauptet  wird,  bei  dem  Heerwesen  greife 
dir  allgemeine  Grundsatz  von  der  Vermutung  der  Zu- 
stindigkeit  für  den  Einzelstaat  nicht  Platz,  so  ist  diese 
Aisicht  abzulehnen,  da  es  ihr  trotz  Aufzählung  vieler 
E.nzelrechte  nicht  gelingt,  diese  Ausnahme  in  der 
R 3ichsverfassung  oder  Reichsgesetzgebung  als  solche 
deutlich  aufzuzeigen. 

Ebenso  Meynen  S.  34. 

Gau  S.  39;  and.  M.  Hänel  S.  531. 
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§ 3. 

Die  Kriegsministerien  sind  Landesbehörden. 

Es  könnte  aber  behauptet  werden,  die  Militärver- 
waltung sei  zwar  Landesverwaltnng,  aber  die  obersten 
Behörden,  die  Kriegsministerien,  seien  Reichsbehörden. 
Zur  Stütze  dieser  Ansicht  beruft  man  sich  auf  eine 
kaiserl.  VO.  v.  23.11.1874,^)  die  zur  Ausführung  des 
Reichsbeamtengesetzes  v.  31.  3.  1873  ^)  erging  und  die 
unter  den  „obersten  Reichsbehörden“  auch  das  preußische, 
sächsische  und  württembergische  Kriegsministerium  auf- 
führt.®) Dagegen  ist  zu  sagen:  Eine  Behörde,  deren 
Tätigkeit  durch  Reichsgesetz  geregelt  ist,  ist  deshalb 
allein  noch  nicht  notwendig  eine  Reichsbehörde  ;^)  das 
lehrt  ein  Blick  auf  die  Gerichte.  Ferner  wird  eine 
Behörde  nicht  dadurch  Reichsbehörde,  daß  ihr  Inhaber 
Reichsbeamter  wird.  Denkbar  ist  jedenfalls,  daß  ein 
Reichsbeamter  Landesgeschäfte  führt,  ohne  darum,  wie 
Arndt®)  meint,  Landesbehörde  zu  werden.  Man  denke 
etwa  an  den  Fall,  daß  der  deutsche  Gesandte  in  Paris 
bei  Verhinderung  des  dortigen  bayerischen  Gesandten 
bayerische  Angelegenheiten  wahrnimmt.  Der  umgekehrte 
Fall,  daß  der  bayerische  Gesandte  bei  Verhinderung  des 

»)  RGBl.  1874  S.  135. 

2)  RGBl.  S.  61. 

*)  Ebenso  die  kaiserl.  VO.  v.  27.  12. 1899,  RGBl.  S.  730. 

*)  Ebenso  Meynen  S.  14. 

®)  Staatsrecht  S.  484  Anna.  4. 
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Eoichsgesandten  die  Reichsgeschäfte  führt,  ist  zwischen 
dem  Reich  und  Bayern  sogar  ausdrücklich  vereinbart.^) 
U;id  doch  wird  der  Reichsgesandte  im  ersten  Falle 
niiht,  auch  nicht  „insoweit“,  bayerischer  Gesandter,  und 
uiigekehrt.  Die  Verordnung  von  1874  sagt  nur,  es 
so  len  die  Kriegsministerien  die  Zuständigkeit  oberster 
Rdchsbehörden  aus  üben,  eben  weil  solche  selbst  für 
das  Heerwesen  nicht  bestehen,  nicht  aber  will  sie  die 
staatliche  Behördenorganisation  zugunsten  des  Reiches 
verschieben.  Die  Kriegsministerien  sind  also  Landes- 
behörden geblieben.-) 

§ 4. 

Die  Kriegsminister  sind  Landesbeamte. 

Allgemeiner  Grundsatz  des  Beamtenrechtes  ist  es, 
da  ] man  Beamter  dessen  wird,  der  einen  anstellt.^) 
Ni  n werden  die  Kriegsminister  selbst  von  den  Herrschern 
de  * Einzelstaaten  frei  ernannt,  ohne  Beschränkung  durch 
eil  Zustimmungsrecht  des  Kaisers,^)  daher  werden  sie 
Beamte  des  Einzelstaats,  und  die  oben  genannte  kaiserl. 
Verordnung  von  1874  stellt  sie  nur  den  Reichsbeamten 
gleich,  ohne  sie  dazu  zu  machen. 

b Schlußprot.  V.  23.  11.  1870  unter  VII. 
b La  band  (Bd.  4 S.  63  Anm.  2)  gegen  Hänel  (S.  524)  und 
A r Q d t {Staatsrecht  S.  483). 

b vgl.  Laban d Bd.  1 S.  443,  444. 
b Leeb  S.  17,  18  gegen  Brockhaus  S.  125,  126. 
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Die  Kriegsminister  sind  demnach  Landesbeamte, 
die  an  der  Spitze  einer  Landesbehörde  stehen  und 
Landesverwaltung  führen. b 

Zweites  Kapitel. 

Stellung  des  Reiches  zur  Landesmilitär- 
verwaltung. 

Unsere  nächste  Aufgabe  ist  es  nun  festzustellen, 
wie  das  Reich  sich  zu  der  Landesmilitärverwaltung  ver- 
hält. Auch  bei  dieser  Untersuchung  ist  zweckmäßig  von 
dem  allgemeinen  Verhältnis  des  Reiches  zu  der  Ver- 
waltung der  Einzelstaaten  auszugehen  und  im  Anschluß 
daran  zu  betrachten,  ob  hinsichtlich  der  Militärverwaltung 
von  den  allgemeinen  Regeln  abgewichen  wird. 

§ 5- 

Stellung  des  Reiches  zur  Landesverwaltung  im 

allgemeinen:  Aufsichtsgewalt  (Art.  4 RV.). 

Nach  Art.  4 RV.  unterliegen  die  dort  aufgeführten 
Angelegenheiten  „der  Beaufsichtigung  seitens  des  Reiches 
und  der  Gesetzgebung  desselben“.^)  Hieran  knüpft  sich 

b L a b a n d , Reichsstaatsrecht  S.  364. 

2)  Über  das  Aufsichtsrecht  des  Reiches  verbreitet  sich  die 
Schrift  von  Kiefer;  vgl.  für  das  Allgemeine  dort  S.  1—60,  für 
das  Heerwesen  S.  63—69. 
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die  Streitfrage,  ob  die  Aufsichtsgewalt  des  Reiches 
eist  ausgeübt  werden  darf,  wenn  ein  Reichsgesetz  in 
der  betreffenden  Materie  ergangen  ist^)  oder  ob  dies 
ai  if  den  in  Art.  4 RV.  genannten  Gebieten  schon  vorher 
geschehen  kann.^)  Darauf  braucht  hier  jedoch  nicht 
eiagegangen  zu  werden,  denn  ihre  Entscheidung  ist  für 
unsere  Untersuchung  nicht  wesentlich,  da  die  Reichs- 
g(  isetzgebung  in  Militärsachen  schon  alles  selbst  geregelt 
hat,  was  in  den  Rahmen  ihrer  verfassungsmäßigen  Zu- 
ständigkeit fällt.*) 

Dambitsch  S.  108. 

»)  Lab  and  in  DJZ.  1906  S.  613  ff.,  Staatsrecht  Bd.l  S.108; 
Hänel  S.  305,  306;  Kiefer  S.  37,  38. 

®)  Ich  möchte  mich  der  Meinung  Labands,  Hänels  und 
Kiefers  anschließen,  wonach  ein  Aufsichtsrecht  des  Reiches 
schon  vor  dem  Erlaß  eines  Reichsgesetzes  besteht,  wenngleich 
d(r  Beweisgrund,  den  Hänel  aus  der  Stellung  des  Wortes  „Be- 
ai  fsichtigung“  vor  der  „Gesetzgebung“  für  seine  Ansicht  ent- 
ninmt  (ebenso  An  schütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  72),  m.  E.  nicht 
dl rchschlägt.  Wenn  aber  Dambitsch  S.  108  meint,  aus  dem 
W ortlaut  der  Art.  7 u.  17  RV.,  die  er  als  Ausführungsbestim- 
m Ingen  zu  Art.  4 hinsichtlich  des  Aufsichtsrechts  ansieht,  ergebe 
sinh,  daß  nur  beim  Vorliegen  eines  Reichsgesetzes  die  Möglichkeit 
der  „Überwachung“  des  Art.  17  oder  der  „Mängelrüge“  des  Art.  7 
Ni . 3 bestehe,  so  ist  das  zwar  richtig,  kann  aber  die  Gegenansicht 
niiht  entkräften,  da  dem  Reiche  noch  andere  Mittel  zur  Betäti- 
gt ng  seiner  Aufsicht  zustehen.  Wie  Hänel  S.  314  richtig  aus- 
führt, ist  die  Bundesexekution  des  Art.  19  RV.  zwar  auch  das 
le  :zte  Mittel  zur  Verwirklichung  des  Inhalts  kaiserlicher  Über- 
w ichungsanordnungen  oder  bundesrätlicher  Mängelrügen,  aber 
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Aber  das  Aufsichtsrecht  des  Reiches  ist  nach  Be- 
griff und  Wesen,  nach  Mitteln  und  Organen  seiner 
Durchführung  näher  zu  betrachten. 

Ihrem  Begriffe  nach  ist  die  Aufsichtsgewalt  nicht 
Dienstgewalt,  wie  sie  es  den  eigenen  Behörden  des 
Reiches  gegenüber  ist,  denn  die  Behörden  der  Einzel- 
staaten stehen  in  keinem  Unterordnungsverhältnis  zu 
den  Behörden  eines  außer  und  über  ihnen  stehenden 
Rechtssubjekts.^)  Ihr  Rechtsgrund  ist  nicht  ein  solches 
Unterordnungsverhältnis,  sondern  die  durch  die  Ver- 
fassung begründete  Gehorsams-  und  Treuepflicht  der 
Einzelstaaten.  Daher  hat  diese  Reichsaufsicht  weder 
kriminellen  noch  disziplinären  Charakter.  Sie  ist  auch 
nicht  Rechtsstreitentscheidung,  denn  sie  setzt  eine 
Meinungsverschiedenheit  zwischen  Reich  und  Land  gar 
nicht  voraus.  Die  Aufsichtsgewalt  wird  auch  ausgeübt, 
wenn  das  Reich  schweigend  der  Verwaltnngstätigkeit 
des  Einzelstaats  zusieht,  weil  es  dagegen  nichts  zu  er- 

außerdem  ist  sie  auch  ein  selbständiges  Mittel,  die  Einzelstaaten 
zur  Erfüllung  ihrer  verfassungsmäßigen  Bundespflichten  zu  bringen, 
das  angewandt  werden  kann,  ohne  daß  andere  Maßnahmen  vorher- 
gegangen sind.  Ferner  gibt  es  doch  außer  diesen  Zwangsmitteln 
zunächst  den  Weg  einfachen  Ersuchens  um  Abhilfe,  der  in  der 
Reichsverfassung  als  selbstverständlich  gar  nicht  erw^ähnt  ist. 
Anschütz  (in  Enzykl.  Bd.  4 S.  73)  hält  hier  den  Bundesrat  für  zu- 
ständig nicht  aus  Art.  7 Ziff.  2 oder  3,  sondern  infolge  seiner 
allgemeinen  staatsrechtlichen  Stellung,  die  die  Vermutung  der  Zu- 
ständigkeit für  den  Bundesrat  begründet. 

^)  Meynen  S.  37. 
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iinern  hat.^)  Weder  Hänel  noch  Lab  and  und 
i:iefer  bringen  für  den  Begriff  der  Aufsichtsgewalt 
eine  Wortformel.  Sie  führen  nur  die  einzelnen  Begriffs- 
merkmale vor  und  grenzen,  negativ,  ab,  was  nicht  dazu 
gehört.  Die  aus  der  Aufsichtsgewalt  des  Reiches  fließende 
I eaufsichtigung  läßt  sich  wohl  bezeichnen  als : die  dem 
lundesstaat  eigentümliche  staatsrechtliche  Betätigungs- 
form für  die  Überordnung  des  Ganzen  über  die  Glied- 
s ;aaten. 

Die  Mittel  der  Beaufsichtigung,^)  die  dem  Reiche 

z istehen,  sind  nach  der  zutreffenden  Einteilung  H ä n e 1 s ^) : 

• « 

I berwachung,  Mängelabhilfe  und  Exekution.  In  dem 
hechte  der  Überwachung,  das  begründet  wird  durch 
^rt.  17  RV.,  liegt  enthalten  das  Recht  auf  Auskunft  in 
„inbeschränkter  Offenheit“  und  auf  Augenscheinsein- 
nihme,  das  Recht  zur  Beanstandung  etwa  gefundener 
IWängel,  und  endlich  auch  die  Pflicht  des  Reiches,  eine 
Entscheidung  des  zuständigen  Organs  herbeizuführen, 
wenn  die  Beanstandung  vom  Einzelstaat  als  unzulässig 
o(  er  unbegründet  bestritten  wird.  Die  Mängelabhilfe 
be  wirkt  der  Bundesrat  durch  einen  besonderen,  darauf 
al  zielenden  Beschluß  gemäß  Art.  7 Nr.  3 RV.  Von  der 
B'indesexekution  wurde  schon  oben  auf  S.  20  in  Anm.  3 
g(  sprechen. 

b Laband  Bd.  1 S.  109ff.;  Hänel  S.  302. 

")  vgl.  Kiefer  S.  20-23. 

*)  Staatsrecht  S.  309  ff. 
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Die  Organe  des  Reiches,  welche  das  Aufsichtsrecht 
ausüben,  sind  verschieden  je  nach  dem  Mittel,  welches 
zur  Anwendung  kommt.  Allgemeines  Aufsichtsorgan  ist 
nach  Laband^)  der  Kaiser,  trotz  der  auf  die  Über- 
wachung der  Ausführung  der  Reichsgesetze  beschränkten 
Fassung  des  Art.  17  RV.  Laband  begründet  diese 
Ansicht  mit  dem  Satze,  die  in  Art.  4 begründete  Auf- 
sichtsgewalt reiche  weiter  als  die  Anordnungen  des 
Art.  17  und  ihre  Ausübung  gehöre  zu  den  Geschäften 
der  Reichsregierung,  deren  Funktionen  dem  Kaiser  zu- 
stünden. Daneben  besteht  das  Recht  des  Bundesrats 
zur  Mängelrüge  für  den  Fall  eines  „Aufsichtskonflikts“ 
gemäß  Art.  7 Nr.  3 RV.  und  das  Recht  des  Reichstags, 
vermeintliche  Mißbräuche  der  einzelstaatlichen  Verwal- 
tung zur  Sprache  zu  bringen.  Das  zuletzt  genannte 
Recht  des  Reichstages  kann  hier  ausscheiden,  da  der 
Reichstag  keine  Möglichkeit  hat,  einer  Verwaltungsbehörde 
etwas  zu  befehlen.  Zu  gleichem  Ergebnis  kommt 
Dambitsch,®)  der  das  Verhältnis  von  Art.  17  zu  Art.  7 
dahin  bestimmt,  daß  alle  Aufsichtsmaßnahmen  dem 
Kaiser,  bezw.  Reichskanzler  zustehen  außer  dem  un- 
mittelbaren Einschreiten  gegen  den  Einzelstaat,  das 
vielmehr  nach  Art.  7 Nr.  3 durch  einen  Beschluß  des 
Bundesrats  geschieht.  Freilich  hat  Dambitsch  hier 
geringere  Schwierigkeiten  zu  überwinden  als  L a b a n d , 

b Staatsrecht  Bd.  1 S.  113. 

*)  Komm.  S.  102. 


Haller. 
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da  es  für  ihn  eine  Reichsaufsicht  ohne  Reichsgesetz 
nijht  gibt,  demnach  Art.  7 Nr.  3 oder  Art.  17  immer  an- 
w mdbar  sind,  sobald  es  sich  um  Reichsaufsicht  handelt.^) 
D 3n  Ausführungen  dieser  Schriftsteller  ist  b eizutreten. 
Die  Exekution  endlich  geschieht  durch  einen  Beschluß 
des  Bundesrats,  der  vom  Kaiser  zu  vollstrecken  ist 
(.Art.  19  RV.). 

Wie  Art.  17  ergibt,  werden  die  Regierungsgeschäfte 
des  Kaisers  vom  Reichskanzler  geführt;  soweit  der 
Eaiser  also  zur  Aufsichtsführung  berechtigt  und  ver- 
p lichtet  ist,  gehört  diese  zum  Amtsbereich  des  Reichs- 
k inzlers,  der  für  ihre  Handhabung  verantwortlich  ist. 

Die  Ausübung  der  Aufsichtsgewalt  endlich  richtet 
s ch  stets  gegen  den  Einzelstaat  als  solchen,  als  Ein- 
heit, niemals  unmittelbar  gegen  dessen  verfügende  Be- 
hörde, denn  die  Aufsichtsgewalt  ist  keine  Dienstgewalt 
und  begründet  kein  Verhältnis  behördenmäßiger  Unter- 
ordnung zwischen  dem  Reichsorgan,  das  die  Aufsicht 
aasübt,  und  der  Behörde  des  Einzelstaats,  deren  Tätig- 
keit bemängelt  wird.®)  Daraus  folgt,  daß  die  Aufsichts- 
akte sich  stets  an  die  Regierung  des  Einzelstaats  wenden 


s.  oben  S.  20  Anm.  3. 

2)  Ebenso  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  73  und  Kiefer 
£ . 49,  50  u.  55,  56. 

3)  Laband  Bd.  1 S.  111;  Hänel  S.  306,  307;  Dambitsch 
S.103;  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  73  unten;  Kiefer  §11 
6 . 66,  57. 
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müssen,  die  ihn  nach  außen  und  oben  vertritt;  diese 
muß  um  Abhilfe  ersucht  werden.^) 

Zusammenfassend  läßt  sich  also  sagen;  Die  einzel- 
staatliche Verwaltung  unterliegt,  soweit  Art.  4 RV.  reicht, 
der  Aufsichtsgewalt  des  Reiches,  die  ausgeübt  wird 
mittels  Überwachung,  Mängelrüge  und  Exekution  vom 
Kaiser,  Reichskanzler  und  Bundesrat  und  sich  richtet 
gegen  den  Einzelstaat  als  Persönlichkeit,  vertreten  durch 
seine  Regierung. 

§ 6. 

Auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens  im  besonderen 

(Art.  63  Abs.  3 RV.). 

Werden  nun  diese  allgemeinen  Grundsätze  auf  dem 
Gebiete  des  Heerwesens  verändert? 

Art.  4 Nr.  14  RV.  unterstellt  das  Militär  wesen  der 
Aufsicht  und  Gesetzgebung  des  Reiches.  Eine  Bestim- 
mung, die  das  Wesen  der  Aufsichtsgewalt  in  Ansehung 
der  Militärverwaltung  ändert,  besteht  nicht,  wohl  aber 
trifft  Art.  63  Abs.  3 RV.  Anordnungen,  die  die  Organe 
der  Reichsaufsicht  und  ihre  Mittel  ändern. 

Was  zunächst  die  Mittel  anlangt,  so  wird  in  Art.  63 
Abs.  3 dem  Kaiser  ein  Recht  zur  Inspektion  gegeben, 
auf  Grund  dessen  er  berechtigt  ist,  „die  Abstellung  der 
dabei  Vorgefundenen  Mängel  anzuordnen“.  Hören  wir 
was  die  Literatur  zu  diesem  Satze  sagt. 

Laband,  Reichsstaatsrecht  S.  163  unter  c. 

3* 
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Laban d schreibt  in  der  vierten  Auflage  seines 
Staatsrechts  Bd.  4 S.  64:  „Dem  Reiche  steht  nach  Art.  4 

I,V.  die  Beaufsichtigung  des  Militärwesens  aller  Bundes- 

• • 

s :aaten  zu.  über  diese  Funktion  gelten  die  Bd.  2 er- 
ö 'terten  (hier  unerheblichen)  Rechtssätze.  Die  Ausübung 
d eser  Tätigkeit  liegt  dem  Reichskanzler  ob“.  Derselbe 
neint  in  der  fünften  Auflage  Bd.  1 S.  113:  „Aus- 
geschlossen ist  der  Reichskanzler  durch  Art.  63  Abs.  3 
RV.  von  der  Beaufsichtigung  des  Zustandes  der  Kon- 
tingente des  Heeres  und  der  Anordnung  der  Abstellung 
v)n  Mängeln,  da  dieses  Recht  in  der  Kommandogewalt 
(cem  Oberbefehl)  des  Kaisers  enthalten  ist“.  DerBd.  4 
d m 5.  Aufl.,  der  dies  vielleicht  näher  ausführen  würde, 
ist  noch  nicht  erschienen.  Das  Inspektionsrecht  des 
Kaisers  ist  für  Lab  and  (Bd.  4 S.  36)  ein  Teil  der 
Kommandogewalt,  die  kaiserlichen  Anordnungen  ergehen 
daher  unmittelbar  an  die  Truppenkörper.^)  Ein  In- 
b(  sziehungsetzen  der  Reichsaufsicht  zu  dem  Inspektions- 
recht ist  bei  Laband  nicht  zu  bemerken. 

Dambitsch  schreibt  S.  604:  die  im  Abs.  3 des 
A 't  63  RV.  vorgesehenen  Anordnungen  könne  der  Kaiser 
UI  mittelbar  an  die  Truppenkommandostellen  richten,  da 
sie  ihm  unmittelbar  untergeben  seien.  Bei  der  Er- 
örterung des  Reichsaufsichtsrechts  gemäß  Art.  4 RV. 
w rd  der  Aufsicht  über  das  Heerwesen  nicht  gedacht. 


0 Von  den  Militärkonventionen  mit  Sachsen  und  Württem- 
be'g  sei  dabei  im  Augenblick  abgesehen. 
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Eine  Beziehung  zwischen  Reichsaufsicht  und  Art.  63 
Abs.  3 RV.  schwebt  ihm  auf  S.  338,  339  wohl  vor,  seine 
Meinung  kommt  aber  nicht  deutlich  zum  Ausdruck. 

Anschütz  (Enzykl.  Bd.  4 S.  180,  181)  erklärt  das 
Inspektionsrecht  für  eine  Modifikation  des  Beaufsich- 
tigungsrechts des  Reiches  unter  Ausschaltung  des  Bundes- 
rats und  Ermächtigung  des  Kaisers,  die  Abstellung  ge- 
fundener Mängel  selbst  anzuordnen.  Ebenso  äußert  er 
sich  bei  der  Besprechung  des  allgemeinen  Reichsauf- 
sichtsrechtes auf  S.  73. 

Kiefer  meint  auf  S.  69  unter  1:  „Das  militärische 
Aufsichts-,  das  ist  das  Inspektionsrecht,  ist  mit  dem 
Rechte  des  Oberbefehls  ein  persönliches  Recht  des 
Kaisers  als  Bundesfeldherrn“.  Und  weiterhin:  der  Kaiser 
bedürfe  bei  der  Ausübung  seines  Inspektionsrechtes  nicht 
der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  da  Art.  17  RV. 
diesen  Fall  nicht  treffe. 

Bei  Laband  und  Dambitsch  schwebt  die  Ab- 
grenzung von  Armeebefehl  und  Armeeverordnung  nach 
ihrem  materiellen  Inhalt  vor,  die  wir  oben  im  Anschluß 
an  Marschall  von  Bieb  er  st  ein  ablehnen  mußten.^) 


9 Charakteristisch  ist  bei  Laband  in  der  neuen  Auflage, 
daß  er  neben  die  „Kommandogewalt“  in  Klammer  offenbar  als 
gleichbedeutend  den  „Oberbefehl“  setzt;  unbedingt  sicher  scheint 
er  in  seiner  Terminologie  noch  nicht  zu  sein,  und  bei  Laband s 
sonst  gewohnter  Schärfe  des  Ausdrucks  darf  wohl  vermutet  werden, 
daß  auch  das  zugrunde  liegende  Verhältnis  der  beiden  Begriffe 
zueinander  noch  nicht  deutlich  herausgearbeitet  ist. 
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AVenn  daher  Lab  and  in  der  fünften,  von  der  vierten 
in  diesem  Punkte  offenbar  abweichenden  Auflage  den 
K äichskanzler  von  der  Ausübung  der  Reichsaufsicht 
ausschließen  will,  so  ist  dies  unrichtig,  denn  die  Militär- 
V(Twaltung  ist  nach  ihrem  rechtlichen  Wesen  keine 
andere  Art  der  Landesverwaltung  als  die  übrigen  Staats- 
v(  i’waltungsgebiete. 

Denselben  Fehler  begeht  Kiefer.  Er  faßt  aber 
di  trüber  hinaus  die  Aufsicht  des  Reiches  über  die  Militär- 
verwaltung der  Einzelstaaten  nicht  mehr  als  staatsrecht- 
liche, sondern  als  verwaltungsrechtliche,  behördenmäßige 
Aufsicht  auf  (vgl.  S.  47),  so  daß  es  zu  einem  „Aufsichts- 
konflikt“ hier  gar  nicht  kommen  könne.  Eine  so  tief- 
gieifende  Änderung  der  normalen  Aufsichtsgewalt  ist 
m.  E.  in  der  Reichsverfassung  nicht  zum  Ausdruck  ge- 
bi  acht.  Aus  Kiefers  Ansicht  würde  folgen,  daß  der 
K iiser  höchster  unmittelbarer  Vorgesetzter  der  Kriegs- 
minister  wäre.  Das  ist  wohl  nicht  gemeint,  es  wird 
vielmehr  das  Wesen  des  Inspektionsrechts  als  eines 
stiatlichen  Aufsichtsrechts  plötzlich  umgedeutet  in  ein 
p(rsönliches  Befehlsrecht  des  Bundesfeldherrn,  unter 
Aberkennung  der  Personen,  die  diesem  Oberbefehl  unter- 
litgen,  und  zu  denen  die  Kriegsminister,  wie  oben  ge- 
zeigt, nicht  gehören. 

AVenn  ferner  Lab  and  und  Dambitsch  meinen, 
der  Kaiser  könne  Anordnungen  auf  Grund  des  Art.  63 
A )s.  3 RV.  unmittelbar  an  die  Truppenkörper  richten, 
biauche  sich  also  nicht,  wie  sonst,  an  die  Regierung 
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des  betreffenden  Einzelstaats  zu  wenden,  so  ist  das  auch 
nach  unserer  Ansicht  richtig,  da  beide  nur  von  Anord- 
nungen sprechen,  die  an  die  „Truppenkörper“,  die 
„Truppenkommandostellen“  ergehen,  also  an  Personen 
des  Soldatenstandes,  die  der  „Kommandogewalt“  in 
unserem  Sinne  unterliegen.  Sollte  der  Kaiser  aber  etwa 
in  Bewaffnungsangelegenheiten  (Art.  63  Abs.  3 RV.)  sich 
mit  Anordnungen  unmittelbar  an  die  Kriegsministerien 
wenden,  so  müßte  ich  dies  für  unzulässig  halten,  da 

diese  nicht  der  Kommandogewalt  des  Kaisers  unter- 

% 

stehen.  AVenn  der  Kaiser  also  z.  B.  an  die  Generale 
aller  Kontingente  den  Befehl  erließe,  die  Form  der 
Seitengewehre  in  bestimmter  AVeise  zu  ändern,  weil  die 
bisherige  Form  sich  als  für  den  Kriegsfall  unbrauchbar 
erwiesen  habe,  so  wäre  dieser  Befehl  für  die  Generale 
zwar  verbindlich,  da  sie  der  Kommandogewalt  unter- 
worfen sind,  es  wäre  aber  keine  Intendantur  verpflichtet 
oder  überhaupt  nur  berechtigt,  daraufhin  für  die  Neu- 
anschaffungen notwendige  Zahlungen  zu  leisten,  wenn 
ihr  nicht  die  Zustimmung  des  ihr  Vorgesetzten  Kriegs- 
ministers zu  diesem  Befehl  nachgewiesen  wird.^)  Und 
diese  Zustimmung  kann  der  Kaiser  als  solcher  nicht 
unmittelbar  erreichen,  sondern  nur  durch  Geltendmachung 
der  normalen  Aufsichtsgewalt  gegenüber  der  Regierung 

^)  Darüber,  daß  der  Nachweis  der  Zustimmung  des  Kriegs- 
ministers genügt,  seine  Gegenzeichnung  jedoch  nicht  unbedingt 
und  in  jedem  Falle  erforderlich  ist,  vgl.  Bieberstein  S.  553 ff., 
bes.  S.  555. 
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deäEinzelstaats,  die  ihrerseits  ihren  Kriegsminister  dazu  er- 
mächtigen kann.  Weigert  dieser  sich  dann,  die  Verantwort- 
lic  ikeit  für  eine  solche  Neuerung  zu  übernehmen,  so  liegt 
ein  mit  juristischen  Mitteln  nicht  zu  lösender  Konflikt  vor.^) 

Im  Gefolge  von  Bieberstein  hat  auch  Anschütz 
eiie  materielle  Scheidung  zwischen  Regierungsgewalt 
un  1 Kommandogewalt  aufgegeben,^)  und  er  fordert  dem- 
gemäß bei  solchen  Akten,  die  sich  nicht  ausschließlich 
an  Personen  des  Soldatenstandes  richten,  die  Verant- 
wcrtlichkeit  des  Reichskanzlers.®)  Da  die  Kriegsminister, 
mit  Ausnahme  des  bayerischen,  der  aber  dem  Macht- 
bereich des  Kaisers  im  Frieden  völlig  entrückt  ist,*) 
keine  Befehlsgewalt  haben,  sondern  ausschließlich  Ver- 
waltungsbeamte sind,  so  kommen  sie  als  Objekte  der 
Kcmmandogewalt  nicht  in  Frage. 

Das  kaiserliche  Inspektionsrecht  ist  also  nach  unserer 
Auffassung  nur  quantitativ,  nicht  aber  qualitativ,  seiner 
Rechtsnatur  nach,  von  dem  normalen  Mittel  der  Be- 
aui  sichtigung,  nämlich  der  Überwachung  der  Ausführung 
de]  Reichsgesetze,  verschieden,  soweit  es  sich  um  seine 
Be  :ätigung  gegenüber  der  Militärverwaltung  handelt,  die 
uni,  hier  allein  beschäftigt.®)  Die  Verschiedenheit  liegt 

')  vgl.  Biebersteins.  426  fl,  bes.  S.  430.  Die  Möglichkeit 
eiü(s  solchen  Konflikts  leugnet  Kiefer  S.  47. 

^)  Anders  noch  Gegenwart.  Theorien  S.  84,  85. 

*)  Enzykl.  Bd.  4 S.  112  Anm.  1. 

^)  Genaueres  darüber  unten. 

®)  s.  auch  Gümbel  S.  177 ; and.  M.  Kiefer,  wie  oben 
S.  ^3  gezeigt. 
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auf  dem  Gebiete  der  Wirkung,  die  Wirkung  dieser 
Reichsaufsicht  ist  viel  stärker  als  sonst,  weil  hier  aus 
unmittelbarer  Berührung  desjenigen  Reichsorgans,  das 
auch  zur  Abstellung  der  Vorgefundenen  Mängel  befugt 
ist  — ohne  den  Umweg  z.  B.  über  besondere  Reichs- 
bevollmächtigte — , mit  den  Organen  der  Einzelstaaten 
die  Kenntnis  der  Mängel  entnommen  wird.  vSoweit  aus 
der  Kenntnisnahme  eines  Mangels  aber  ein  Befehl  er- 
folgt, der  die  Militärverwaltung  betrifft,  muß  dieser 
an  den  Einzelstaat  als  solchen  gerichtet  werden. 

Auch  die  Organe  der  Aufsichtsführung  sind  ge- 
ändert. Gegenüber  Art.  7 RV.  erscheint  Art.  63  Abs.  3 
als  lex  specialis,  die  allein  anwendbar  ist.  Danach  ist 
der  Bundesrat  an  der  Führung  der  Reichsaufsicht  über 
die  Militärverwaltung  der  Einzelstaaten  nicht  beteiligt, 
seine  Zuständigkeit  ist  auf  den  Kaiser  übergegangen.*) 

q Auch  die  allgemeine  Zuständigkeit  des  Bundesrats  bei  der 
Verletzung  von  Landesrecht  oder  bloßen  Reichsinteressen 
— Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  73  — scheint  mir  durch  Art.  63 
Abs.  3 aufgehoben.  Denn  Abs.  5 des  Art.  63  setzt  offenbar,  wie 
oben  erörtert,  ein  landesherrliches  Verordnungsrecht  voraus,  das 
er  zwar  inhaltlich  beschränkt,  aber  nicht  formell  aufhebt  (vgl. 
oben  S.  20  Anm.  3 a.  E.).  Die  in  Abs.  3 u.  5 aufgezählten  Gegen- 
stände ähneln  einander  sehr,  decken  sich  sogar  hinsichtlich  der 
Bewaffnung.  Nach  Anschütz  (in  Enzykl.  Bd.  4 S.  179  Anm.  1) 
ist  die  Aufzählung  des  Abs.  5 nur  beispielsweise,  in  der  Absicht, 
a 1 1 e Gegenstände  des  Armeeverordnungsrechtes  zu  treffen;  macht 
man  sich  diese  Ansicht  zu  eigen,  so  ist  die  Übereinstimmung 
beider  Absätze  hinsichtlich  ihrer  Gegenstände  noch  größer.  Wenn 
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Er  bleibt  daher  in  Militärsachen  nur  zuständig  für  den 
Exekutionsbeschluß  gemäß  Art.  19  EV. 

Wir  erkennen  also,  daß  die  normale  Aufsichtsgewalt, 
die  dem  Reiche  gegenüber  der  Verwaltung  der  Einzel- 
s :aaten  zusteht,  hinsichtlich  der  Militärverwaltung  zwar 
in  ihren  Mitteln  und  Organen,  nicht  aber  in  ihrer  recht- 
li  ±en  Natur  verändert  wird,  denn  andere  Abweichungen 
as  die  vorgeführten  lassen  sich  nicht  feststellen.  Die 
Z uständigkeitsgrenze  zwischen  Reich  und  Einzelstaat 
vird  zwar  zugunsten  des  Reiches  verschoben,  das 
1 ätigkeitsgebiet  des  Einzelstaats  verengert,  aber  immer 
bleibt  auch  die  verstärkte  Einwirkungsmöglichkeit  des 
Eeiches  ein  Teil  seiner  Aufsichtsgewalt,  sie  wird  nicht 
e .was  juristisch  anderes. 

Drittes  Kapitel. 

Folgerungen. 

Auf  die  rechtliche  Natur  der  Aufsichtsgewalt,  die, 
v ie  wir  eben  sahen,  unverändert  die  gleiche  auch  gegen- 
ü 3er  der  Landesmilitärverwaltung  ist,  kann  es  aber  allein 
aikommen,  wenn  wir  nun  endlich  aus  den  bisher  ge- 

D m Abs.  3 für  die  in  ihm  genannten  Gebiete  das  Inspektionsrecht 
d }s  Kaisers  festsetzt,  so  tut  er  das  auch  für  die  Gegenstände  des 
A bs.  5 und  schließt  dadurch  den  Bundesrat  auch  in  der  allgemeinen 
Z iständigkeit  aus,  die  ihm  als  Aufsichtsorga q hinsichtlich  der  im 
E ahmen  des  Abs.  5 freien  landesherrlichen  Verordnungsgewalt  bei- 
gdegt  ist. 
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wonnenen  Grundlagen  die  Folgerungen  ziehen,  die  sich 
für  die  Behördenstellung  der  Kriegsminister  ergeben, 
und  wenn  wir  uns  insbesondere  zur  Beantwortung  der 
Frage  wenden,  wie  ihr  Verhältnis  zum  Kaiser  und 

Reichskanzler  beschaffen  ist. 

Vorher  müssen  wir  aber  noch  mit  wenigen  Worten 

die  Veränderung  der  Verhältnisse  berühren,  die  die 
Militärkonventionen  gegenüber  dem  Rechtszustand  her- 
beigeführt haben,  der  bei  alleiniger  Geltung  der  Reichs- 
verfassung bestünde. 

§ 7. 

Zahl  der  Kriegsminister. 

Geltung  der  Militärkonventionen. 

Nach  den  Militärkonventionen  gibt  es  im  Reiche 
nur  noch  vier  selbständige  Heeresverwaltungen,  an  deren 
Spitze  vier  Kriegsminister  stehen,  nämlich  in  Preußen, 
Bayern,  Sachsen  und  Württemberg.  Die  Rechtswirk- 
samkeit der  Militärkonventionen  ist  allerdings  bestritten.^) 
Fest  steht  jedenfalls  die  Wirkung  der  bayerischen  und 
württembergischen  Militärkonvention,  denn  diese  beiden 
sind  durch  die  „Schlußbestimmung  zum  XI.  Abschnitt“ 
der  Reichsverfassung  zum  Bestandteil  des  Verfassungs- 
rechts erhoben.  Mit  der  herrschenden  Ansicht  sind  auch 
die  Konventionen,  in  denen  die  Einzelstaaten  auf  die 

GrümbGl  S.  183,  184. 
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Ausübung  ihrer  Militärverwaltung  zugunsten  Preußens 
veizichten,  als  rechtswirksam  anzusehen,  da  in  der  den 
Eiiizelstaaten  verbliebenen  Militärhoheit  auch  das  Recht 
dei  Vertragsfreiheit  enthalten  ist.^)  Lebhaft  bestritten 
ist  dagegen  die  Weitergeltung  der  sächsischen  Militär- 
koivention.  Doch  ist  den  Ausführungen  Seydels'^)  zu- 
zustimmen, der  sagt,  erstens  enthalte  die  Konvention 
nicits,  was  der  Reichsverfassung  widerspreche,  zweitens 
sei  die  Norddeutsche  Bundesverfassung  in  Sachsen  nur 
angenommen  unter  der  vom  andern  Teile  stillschweigend 
anerkannten  Voraussetzung  der  Aufrechterhaltung  der 
Koavention,  und  endlich  führe  diese  in  der  Welt  ein 
ungestörtes  Dasein,  nur  nicht  in  der  Literatur. 

§ 8. 

]{eine  Unterordnung  der  Kriegsminister  unter 

Kaiser  und  Reichskanzler. 

Der  Bündnisvertrag  mit  Bayern  v.  23.  11.  1870^) 
bestimmt  unter  Nr. III  § 5 neben  anderem:  Die  Art.  61—68 
R\^.  finden  auf  Bayern  keine  Anwendung,  statt  dessen 
gib  folgendes:  (L,  II.)  III: 

„Das  bayerische  Heer  bildet  einen  in  sich  ge- 
schlossenen Bestandteil  des  deutschen  Bundes- 


1)  Gümbel  S.  184. 

2)  Komm.  S.  382,  383. 

3)  BGBl.  1871  S.  9 ff. 
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heeres  mit  selbständiger  Verwaltung  unter  der 
Militärhoheit  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Bayern ; 
im  Kriege  — und  zwar  mit  Beginn  der  Mobili- 
sierung — unter  dem  Befehle  des  Bundesfeldherrn“. 
Und  weiter  Abs.  4 der  Nr  III: 

„Der  Bundesfeldherr  hat  die  Pflicht  und  das 
Recht,  sich  durch  Inspektionen  von  der  Überein- 
stimmung in  Organisation,  Formation  und  Aus- 
bildung  sowie  von  der  Vollzähligkeit  und  Kriegs- 
tüchtigkeit des  B ay erischen  Kontingents  Überzeugung 
zu  verschaffen,  und  wird  sich  über  die  Modalitäten 
der  jeweiligen  Vornahme  und  über  das  Ergebnis 
dieser  Inspektionen  mit  Sr.  Majestät  dem  Könige 
von  Bayern  ins  Vernehmen  setzen“. 

Da  demnach  der  Kaiser  in  Bayern  zu  Friedenszeiten 
überhaupt  keine  Aufsichtsrechte  auszuüben  hat,  ohne 
vorher  sich  darüber  mit  dem  König  von  Bayern  „ins 
Vernehmen“  zu  setzen,  nnd  da  er  ebenso  über  das  Er- 
gebnis einer  Inspektion  nicht  allein  befinden  kann,  so 
ist  eine  kaiserliche  Einwirkung  auf  das  bayerische  Heer- 
wesen mit  der  bindenden  Kraft  sonstiger  Reichsaufsicht 
nicht  möglich.  Fehlt  sonach  dem  Reiche  jede  Möglich- 
keit, selbst  bindende  Befehle  hinsichtlich  des  Heeres 
an  Bayern  zu  richten,  so  kann  auch  von  irgendeiner 
Unterordnung  des  bayerischen  Kriegsministers  unter  den 
Kaiser  oder  den  Reichskanzler  keine  Rede  sein,  es  be- 
steht keine  besondere  Rechtsbeziehung  zwischen  den 
beiden  Parteien,  der  bayerische  Kriegsminister  ist  reiner 
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I andesbeamter,  der  keinerlei  Anweisungen  des  Reiches 
ai  ihn  zu  folgen  hat.^) 

Etwas  anders  ist  die  Stellung  der  Kriegsminister 
in  Preußen,  Sachsen  und  Württemberg.  Denn  diese 
Staaten  unterliegen  dem  Aufsichtsrecht  des  Reiches,  das 
hier  abgewandelt  ist  zu  dem  Inspektionsrecht  des 
Baisers.^)  Hier  besteht  also  eine  besonders  geartete 
I echtsbeziehung  zwischen  Reich  und  Einzelstaat.  Gleich- 
V ohl  liegt  auch  hier  kein  Unterordmmgsverhältnis  vor 
z vischen  dem  Kriegsminister  einerseits  und  dem  Kaiser 
uQd  Reichskanzler  andererseits.  Denn  wir  haben  ge- 
sehen, daß  das  Aufsichtsrecht  des  Reiches  gegenüber 
der  Regierung  des  Einzelstaats  ausgeübt  werden 
niuß,  da  sie  die  Staatspersönlichkeit  nach  außen  vertritt. 
Ii  Militärsachen  ist  die  sonstige  Zuständigkeit  des 
imndesrats  auf  den  Kaiser  übertragen  in  der  Form  des 
I ispektionsrechts.  Wenn  sich  also  ein  Aufsichtsbeschluß 
d ?s  Bundesrats  an  die  Regierung  des  Einzelstaats  wenden 
niuß,  so  muß  auch  die  infolge  der  Inspektion  ergehende 
Anordnung  des  Kaisers  sich  an  die  Einzelstaatsregierung 
r;  chten,  nicht  unmittelbar  an  die  Militärverwaltungs- 


Über  den  Militäretat  vgl.  unten. 

Der  weitere  Unterschied,  daß  die  drei  zuletzt  genannten 
K riegsminister  nur  Verwaltungsbeamte  sind,  während  der  bayerische 
K riegsminister  als  solcher  auch  höchster  Militär  befehlshaberist 
(^gl.  Seydel- Graßmann  Bd.  2 S.  612;  Apel  im  Wörterb. 
S 683),  kommt  hier  nicht  in  Betracht. 
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behörden.^)  Eine  solche  weitergehende  Abänderung  der 
normalen  Aufsichtsgewalt  hätte  in  der  Reichs  Verfassung 
normiert  werden  müssen;  das  ist  aber  nicht  geschehen, 
insbesondere  nicht  in  Art.  63  Abs.  3 RV.,  wo  zwar  von 
einer  Anordnung  zur  Mängelabstellung  die  Rede  ist, 
nicht  aber  davon,  daß  diese  unmittelbar  an  die  Militär- 
Verwaltungsbehörden  des  Einzelstaats  sich  richten  dürfe. 
Anschütz 2)  läßt  die  Frage  ähnlich  offen  wie  der  Ver- 
fassungstext selbst.®) 

Da  die  Aufsichtsgewalt  des  Reiches,  wie  oben  fest- 
gestellt wurde,  keine  Dienstgewalt  ist,  das  Reich  aber 
nur  mittels  solcher  Dienstgewalt  auf  die  einzelstaatliche 

^)  Einen  direkten  Eingriff  in  den  Landesbehördenorganismus 
lehnt  auch  Bieberstein  S.  581,  582  ab. 

^)  Enzykl.  Bd.  4 S.  181  oben. 

»)  Bei  dieser  Auffassung  des  kaiserlichen  Inspektionsrechts 
erscheint  die  durch  die  Reichsverfassung  aufrechterbaltene  Be- 
stimmung in  der  württemb.  Militärkonvention  v.  21. /25.  11.  1870 
(BGBl.  1870  S.  658  ff.),  Art.  9 nicht  als  Abweichung  von  dem  ge- 
meinen Verfassungsrecht,  soweit  vereinbart  wird,  daß  der  Bundes- 
feldherr die  bemerkten  Mißstände  dem  König  von  Württemberg 
mitteilen  soll,  der  sie  dann  seinerseits  abstellen  läßt.  Diese  „Mit- 
teilung“ ist  eine  den  Einzelstaat  bindende  Anordnung,  wie  es 
sonst  etwa  ein  Aufsichtsbeschluß  des  Bundesrats  wäre,  der  König 
ist  daraufhin  nicht  nur  vertraglich,  sondern  reichsverfassungsmäßig 
verpflichtet,  die  Abstellung  der  Mißstände  anzuordnen,  während 
andererseits  der  Kaiser  auch  schon  nach  der  RV.  nicht  be- 
rechtigt wäre,  die  württembergische  Militärverwaltung  unmittelbar 
in  Tätigkeit  zu  stezen.  Ähnlich  Arndt,  Komm.  S.  338,  aber  mit 
falschem  Schluß  daraus  auf  die  Einheitlichkeit  des  Heeres. 
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Militärverwaltung  mit  der  Möglichkeit  einwirken  kann, 
di  3 einzelne  Behörde  im  Wege  rechtlichen  Zwanges 
seinem  Willen  gefügig  zu  machen,  so  fehlt  es  an  jeder 
Miglichkeit,  ein  rechtliches  Unterordnungsverhältnis 
z^dschen  den  Kriegsministern  und  der  Reichsregierung 
at  zunehmen.  Und  nicht  genügend  begründet  erscheint 
der  Versuch,^)  das  Verhältnis  der  Kriegsminister  zum 
Reichskanzler  anders  zu  beurteilen  als  das  zum  Kaiser. 
Denn  eine  selbständige,  von  der  des  Kaisers  nicht  ab- 
g(  leitete  Zuständigkeit  hinsichtlich  der  Militärverwaltung 
hat  der  Reichskanzler  nicht,  und  nur  eine  solche  könnte 
eile  Verschiedenheit  zwischen  der  Rechtsstellung  der 
K -iegsminister  gegenüber  dem  Kaiser  und  der  gegenüber 
dem  Reichskanzler  rechtfertigen. 

So  ist  das  Ergebnis  des  ersten  Hauptteils  unserer 
Untersuchung:  Die  einzelstaatlichen  Kriegsminister  sind 
re  ne  Landesbeamte  und  stehen  in  keiner  irgendwie  ge- 
ar:eten  rechtlichen  Unterordnung  unter  die  Reichs- 
regierung, also  den  Kaiser  und  den  Reichskanzler.^) 


Me ynen  S.  31. 

®)  Ebenso:  Laband  Bd.  4 S.  62,  63;  Dambitsch  S.  603; 
Apel,  Wörterb.  Bd.  2 S.  681,  684.  Anderer  Meinung  sind:  Zorn 
Bd  2 S.  542;  Hänel  S.  515;  Gau  S.  38;  Meynen  S.  33,  35; 
Wiechert  S.  34,  36,  44,  und  in  etwas  anderer  Wendung  Arndt, 
Sta  atsrecht  S.  484. 


Zweiter  Hauptteil. 

Die  parlamentarische  Verantwortlichkeit 

der  Kriegsminister. 

Erstes  Kapitel. 

Begriffliches,  Möglichkeiten  der 

Beantwortung. 

§ 9. 

Begriffliches. 

Die  weiteren  Darlegungen  beschäftigen  sich  mit 
der  sogen.  Verantwortlichkeit  der  Kriegsminister.  Unter 
Verantwortlichkeit  verstehen  wir  die  Pflicht,  irgend 
jemandem  Rechenschaft  abzulegen  von  seinem  Wollen 
und  Handeln.  Wir  haben  es  hierbei  mit  einer  Er- 
scheinung zu  tun,  die  nicht  auf  das  Staatsrecht  beschränkt 
ist,  die  vielmehr  für  das  Recht  allgemein  Bedeutung 
hat,  ja  sogar  außerhalb  des  Bannes  der  Rechtsordnung, 
unter  der  Herrschaft  des  Sittengesetzes,  von  Wirkung 
ist.  Den  Gegenstand  unserer  Untersuchung  bildet  eine 
Frage  des  Staatsrechts,  daher  haben  wir  die  Verant- 
wortlichkeit nur  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  sie  im 

Haller.  4 
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Gebiete  dieses  Zweiges  der  Eechtswissenschaft  auftritt. 
Eamit  scheidet  aus  eine  zivilrechtliche  und  eine  straf- 
r(  chtliche  Verantwortlichkeit.  Diese  letztere  käme 
höchstens  in  Betracht,  soweit  es  besondere  Strafgesetze 
nur  für  Minister  gibt,  ein  Fall,  der  für  die  uns  hier 
wichtigen  Staaten  unpraktisch  ist.  Als  Hauptarten 
F ieben  demnach  zu  behandeln  die  parlamentarische,  d.  h. 
die  Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Volksvertretung, 
u id  die  disziplinäre  Eechenschaftspflicht  des  Beamten, 
d3nn  die  Kriegsminister  sind  Beamte.  Aber  die  dis- 
z;  plinare  Rechenschaftspflicht  ist  nichts  der  Stellung  der 
E riegsminister  Eigentümliches,  wir  finden  sie  in  dem 
gmzen  weiten  Gebiet  des  Beamtenrechts.  Wir  dürfen 
u IS  daher  hier  mit  der  Feststellung  begnügen,  daß 
grundsätzlich  auch  die  Kriegsminister  einer  Disziplinar- 
giwalt  unterstehen.  Überhaupt,  ihr  Verhältnis  zu  ihrer 
Eegierung  kann  hier  außer  Betracht  bleiben,  denn  die 
S lellung  der  Kriegsminister  unterscheidet  sich  dabei  in 
nichts  von  der  der  anderen  Minister.  Nur  das  gerade 
dun  Kriegsministern  Eigentümliche  läßt  ihre  staats- 
r(  chtliche  Stellung  der  Wissenschaft  beachtenswert  er- 
scheinen, und  nur  dieses  dient  auch  dazu,  ihre  Stellung 
fe  st  zu  bestimmen.  Liegt  wirklich  eine  innige  Mischung 
V(  n Reichs-  und  Landesorgan  in  der  Stellung  der  Kriegs- 
m inister  ? Für  ihr  Behördentum  mußten  wir  die  Annahme 
einer  solchen  ablehnen,  wie  steht  es  aber  mit  ihrer 
Verantwortlichkeit?  Nur  die  Bestimmung  ihrer  parla- 
m entarischen Verantwortlichkeit  fördert  unsere  Erörterung, 
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rundet  sie  gleichzeitig  zum  vollen  Bilde  ab.  So  erklärt 
sich  der  Wortlaut  der  Überschrift,  die  dem  zweiten 
Hauptteil  gegeben  ist  und  die  zunächst  vielleicht  zu  eng 
gefaßt  erscheint. 

§ 10. 

Möglichkeiten  der  Beantwortung. 

Nach  mathematischen  Gesetzen  gestatten  die  Frage 
nach  dem  Unterordnungsverhältnis  unter  die  Reichs- 
regierung zusammen  mit  der  Frage  nach  der  Verant- 
wortlichkeit gegenüber  dem  Reichstag  eine  vierfache 
Beantwortung,  wenn  man  jede  mit  ja  oder  nein  erledigen 
will.  Das  Staatsrecht  schließt  jedoch  eine  dieser  vier 
Möglichkeiten  aus,  es  geht  nämlich  nicht  an,  beide 
Fragen  mit  ja  zu  beantworten.  Denn  wenn  festgestellt 
wäre , daß  der  Reichskanzler  den  einzelstaatlichen 
Kriegsministern  übergeordnet  ist,  so  könnte  eine  Ver- 
antwortlichkeit der  Kriegsminister  gegenüber  dem  Reichs- 
tag nicht  angenommen  werden.  Der  Reichskanzler  er- 
schiene als  maßgebend  für  die  Militärverwaltung  und 
allein  frei  in  seinen  Entschließungen,  die  er  dann  auch 
vor  dem  Reichstag  vertreten  müßte,  wogegen  die  Kriegs- 
minister seinen  Anordnungen  zu  folgen  hätten,  ohne 
Entschlußfreiheit  wären  und  demgemäß  für  ihre  Hand- 
lungen vom  Reichstag  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  könnten.^)  Eine  solche  Verantwortlichkeit  wäre 

Ö Über  diese  Zwangsläufigkeit  der  beiden  Sätze  vgl.  unten 

die  Literatur,  die  allerdings  von  den  Wirkungen  auf  die  Voraus- 
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auoh  neben  der  des  Reichskanzlers,  die  doch  mindestens 
de;i  gleichen  Umfang  haben  müßte,  überflüssig. 

Eine  weitere  Möglichkeit,  die  oben  gestellten  Fragen 
zu  beantworten,  entzieht  uns  das  Ergebnis  des  ersten 
Te  les  unserer  Untersuchung.  Da  wir  ein  Unterordnungs- 
vei  hältnis  zu  Reichsorganen  nicht  anerkennen,  so  können 
wi]'  nicht  mehr  das  Unterordnunsverhältnis  bejahen  und 
die  Verantwortlichkeit  verneinen. 

Mithin  beschränken  sich  die  Lösungsmöglichkeiten 
dai  auf,  entweder  die  Unterordnung  zu  verneinen  und 
die  Verantwortlichkeit  zu  bejahen  oder  beides  zu  ver- 
nenen. 


Zweites  Kapitel. 

§ 11. 

Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Landtag. 

Aus  der  allgemeinen  Behördenstellung  der  Kriegs- 
miiiister  als  Landesbeamte  an  der  Spitze  von  Landes- 
belörden  mit  Landesverwaltung  ergibt  sich  zunächst 
eins  Verantwortlichkeit  der  Kriegsminister  gegenüber 

set2  ungen  schließt.  Die  Erkenntnis  der  Zusammengehörigkeit 
beicer  Sätze  ist  richtig,  sofern  man  sie  auf  den  negativen  Inhalt 
best  hränkt,  daß  der  Kriegsminister  nicht  unabhängig  vom  Reichs- 
kansler  sein  kann,  wenn  dieser  die  Verantwortlichkeit  für  die 
Militärverwaltung  trägt.  Nicht  richtig  jedoch  ist  die  positive 
Weidung,  daß  der  Kriegsminister,  wenn  er  dem  Reichskanzler 
nicht  untergeordnet  ist,  dem  Reichstag  verantwortlich  sei. 
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ihrem  Landtage.  Das  ist  zweifellos  für  Bayern.  Denn 
nach  Nr.  III  § 5 II  des  Bündnisvertrages  v.  23. 11.  1870, 
der  insoweit  durch  die  „Schlußbestimmung  zum  XII.  Ab- 
schnitt“ der  Reichsverfassung  aufrechterhalten  ist,  wird 
die  Beteiligung  Bayerns  an  den  Militärlasten  im  Reichs- 
etat nur  in  einer  Summe  ausgeworfen,  während  die 
Aufstellung  der  Spezialetats  Bayern  überlassen  bleibt. 
Dies  geschieht  auch  tatsächlich,  und  zwar  durch  baye- 
risches Etatsgesetz.  Nach  Seydel-Graßmann^)  ist 
freilich  diese  Übung  staatsrechtlich  nicht  richtig,  da  der 
bayerische  Etat  kein  formelles  Gesetz,  sondern  nur  eine 
Verordnung  sei,  die  „Gegenstand  der  Prüfung  des  Land- 
tages und  der  Vereinbarung  mit  demselben  sei,  weil 
und  insofern  sie  die  Grundlage  der  Steuerbewilligung 
bildet“.^)  Trotzdem  haben  die  Kammern  ein  Recht  auf 
Vorlage  des  Heeresetats,  um  „zu  untersuchen,  ob  sich 
nicht  etwa  Einnahmen  bei  der  Heeresverwaltung  vor- 
finden, die  in  das  allgemeine  Budget  gehören  und  also 
dort  einzusetzen  sind“.®)  Ferner  müssen  die  Rechnungs- 
nachweisungen über  den  Vollzug  des  Heeresetats  dem 
Landtage  vorgelegt  werden.  Hat  aber  der  bayerische 
Landtag  ein  Recht  auf  Behandlung  des  Militäretats  in 
irgendeiner  Form,  so  muß  der  bayerische  Kriegsminister 
als  Vertreter  der  Regierung  die  Ansätze  des  Etats  vor 

1)  Bd.  2 § 304,  bes.  S.  618  ff. 

*)  Ebenda  S.  619;  ebenso  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 
S.  186—188. 

3)  Ebenda  S.  621. 
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de]'  Volksvertretung  verantworten,  und  es  ist  für  die 
Feststellung  seiner  Verantwortlichkeit  unerheblich,  ob 
dei  Kriegsminister  sich  für  die  Innehaltung  eines  for- 
mellen Gesetzes  oder  nur  einer  Verordnung  vor  den 
Kammern  rechtfertigen  muß. 

Ebenso  besteht  eine  Verantwortlichkeit  der  Kriegs- 
minister  gegenüber  ihren  Landtagen  aber  auch  in  den 
anderen  Staaten,  besonders  in  Preußen. 

Das  Prüfungsrecht  der  Landtage  knüpfte  sich  ge- 
schichtlich an  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Kammern 
an  und  wurde  darüber  hinaus  ausgedehnt  auf  alle  Zweige 
de:'  Verwaltung.^)  Wenn  nun  die  Kammern  der  Einzel- 
staaten auch  keine  Möglichkeit  haben,  die  Ansätze  des 
Reichsmilitäretats  vor  ihr  Forum  zu  ziehen,  so  muß  der 
Kriegsminister  doch  wenigstens  für  diejenigen  — wenn 
auch  an  Umfang  unbedeutenden  — Verwaltungshand- 
lui  gen,  die  nicht  nur  die  Ausführung  des  Reichsmilitär- 
etats  betreffen,^)  verantwortlich  sein,  und  das  kann 
da] in,  als  rein  preußische  Angelegenheit,®)  doch  nur  dem 
pnußischen  Staat  gegenüber  der  Fall  sein,  der  seine 
Rechte  durch  seinen  Landtag  geltend  macht.  Hier  be- 
steht also  schon  eine  Verantwortlichkeit  des  Kriegs- 
mhiisters  gegenüber  dem  Landtag,  ohne  daß  die  Be- 
stimmungen eines  Gesetzes  eine  solche  ausdrücklich  er- 

b Bieberstein  S.  584. 

*)  Zu  denken  wäre  hier  etwa  an  Änderungen  in  der  Organi- 
safcon  des  Kriegsministeriums. 

“)  Um  gleich  auf  Preußen  zu  exemplifizieren. 
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orderten.  Aber  das  preußische  Recht  hat  auch  eine 
ausdrückliche  formell-gesetzliche  Bestimmung,  die  eine 
Verantwortlichkeit  des  preußischen  Kriegsministers  vor 
dem  preußischen  Landtage  positivrechtlich  begründet.  Es 
gibt  nämlich  im  preußischen  Etat  noch  einen  Sonderetat 
des  Kriegsministeriums  (vgl.  z.  B.  preußischen  Etat  für 
1911  Anl.  Bd.  2 Nr.  32).  Da  finden  wir  eine  Einnahme 
von  1500  Mk.  aus  Entschädigungen  von  Dienstwohnungs- 
inhabern  und  sonstigem  und  dauernde  Ausgaben  von 
insgesamt  181 598  Mk.  für  die  Verwaltung  des  Zeug- 
hauses in  Berlin.  Hierbei  ist  der  Landtag  doch  in 
seinem  eigensten  und  ursprünglichen  Bereich,  wenn  er 
eine  Verantwortlichkeit  des  Kriegsministers  geltend  macht. 

Arndt^)  ist  dagegen  der  Ansicht,  der  Kriegs- 
minister sei  dem  Landtag  nicht  verantwortlich;  das  ist 
m.  E.  unrichtig.  Eine  Bestimmung  des  preußischen 
Etats  kann  niemals  Verantwortlichkeit  vor  dem  Reichs- 
tage begründen.  Da  nun  eine  etatsmäßige  Verwaltung 
ohne  irgendeine  Verantwortlichkeit  undenkbar  ist,  so 
ergibt  sich  notwendig  eine  Verantwortlichkeit  vor  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  Preußens.  Es  mag  zu- 
gegeben werden,  daß  der  Gegenstand  dieser  Verant- 
wortlichkeit gegenüber  der  durch  Reichsgesetz  auf- 
erlegten verschwindend  klein  ist,  wenn  man  die  obigen 
Zahlen  etwa  vergleicht  mit  dem  Millionenaufwand,  den 

0 Komm.  z.  preuß.  VU.  S.  233.  Wie  Arndt  auch  Hänel 
S.  498  Anm.  11. 
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d(  r Reichsetat  zur  Deckung  der  Heeresausgaben  bereit- 
st dlt.  Aber  sie  ist  doch  vorhanden,  und  auch  hier  ver- 
m,ig  die  Größe  des  Gegenstandes  der  Verantwortlichkeit 
keinen  Einfluß  auszuüben  auf  ihren  verfassungsmäßigen 
Rochtsgrund,  Art.  44  preuß.  VU. 

Drittes  Kapitel. 

Keine  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem 

Reichstag. 

§ 12. 

Der  bayerische  Kriegsminister. 

Schwieriger  ist  festzustellen,  ob  die  Kriegsminister 
auch  dem  Reichstag  verantwortlich  sind.  Auch  hier  ist 
dio  Antwort  für  den  bayerischen  Kriegsminister  am 
le;chtesten  zu  finden,  und  zwar  mit  nein.  Denn  seine 
Verwaltung  ist  nach  dem  Bündnisvertrag  selbständig 
au  sh  bei  Ausführung  des  Militäretats,  der  ein  bayerischer 
ist  Freilich  ist  der  Kriegsminister  bei  dessen  Auf- 
stellung an  den  Ansatz  des  Reichsetats  gebunden,  der 
Aisgaben  und  Einnahmen  in  einer  Summe  festsetzt. 
Ui  d die  Verantwortlichkeit  für  die  Einhaltung  dieser 
Sunme  wäre  finanziell  der  — allerdings  einzige  — 
PuQkt,  an  dem  der  Reichstag  einsetzen  könnte.  Nach 
de/  Schlußbestimmung  zum  XII.  Abschnitt  der  Reichs- 
vej’fassung  beschränkt  sich  das  Recht  des  Reichstags 
nä  nlich  auf  den  Nachweis  der  Überweisung  dieser  Ein- 
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nahmensumme  an  Bayern.  Diese  Bestimmung  kenn- 
zeichnet sich  selbst  als  Abänderung  des  Art.  72  RV. 
Ausnahmesätze  sind  eng  auszulegen,  und  daß  hierbei  nicht, 
wie  sonst,  der  Reichskanzler  das  Organ  der  Rechnungs- 
legung sein  soll,  ist  nicht  gesagt.  Folglich  bleibt  es 
insoweit  bei  der  allgemeinen  Regel  des  Art.  72  RV. 
Die  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  für  die  Aus- 
führung des  Reichsetats , und  dementsprechend  auch 
seine  Aufsichtspflicht,  reicht  hinsichtlich  der  Heeresaus- 
gaben für  Bayern  nur  so  weit,  daß  er  nachweisen  kann, 
daß  Bayern  die  für  seine  Heeresausgaben  bestimmte 
Summe  auch  wirklich  erhalten  hat.  Die  Verantwortlich- 
keit des  Reichskanzlers  erstreckt  sich  also  genau  so- 
weit wie  das  Recht  des  Reichstags  auf  den  Nachweis 

• • 

der  Überweisung;  daneben  bleibt  für  eine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit des  bayerischen  Kriegsministers  gegen- 
über dem  Reichstage  kein  Raum.  Der  Reichstag  kann 
sich  auch  in  diesem  Punkt  nur  an  den  Reichskanzler 
halten  und  nicht  an  den  bayerischen  Kriegsminister, 
weder  an  diesen  allein  noch  etwa  zusammen  mit  dem 
Reichskanzler. 

§ 13. 

Die  Kriegsminister  der  anderen  Staaten.  Literatur. 

Aber  auch  die  anderen  drei  Kriegsminister  sind 
meines  Erachtens  dem  Reichstag  nicht  verantwortlich. 
Verantwortlichkeit  heißt  Pflicht  zur  Rechenschaftsab- 
legung. Diese  kann  der  Kriegsminister  als  Landes- 
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beamter  nur  dem  schulden,  der  ihn  angestellt  hat,  das 
ist  der  Einzelstaat.  Das  Reich  ist  an  dem  Beamten- 
vei  hältnis  nicht  beteiligt.  Wir  haben  weiter  oben  ge- 
sehen, daß  die  Reichsaufsicht  auch  in  Militärsachen  sich 
nu’  gegen  den  Einzelstaat  als  geschlossene  Einheit 
ricitet.^)  Das  Gegenstück  zu  dieser  Aufsicht  ist  die 
pfl  chtmäßige  Verwaltung  der  Einzelstaaten  nach  Maß- 
gabe des  Reichsrechts  und  deren  Verantwortlichkeit 
da  'ür.  Subjekt  der  Verantwortlichkeit  ist  demnach  der 
Ghedstaat  als  solcher,  und  dieser  wird  nach  außen  hin 
vertreten  von  seinem  Landesherrn.  Damit  stehen  wir 
vor  der  Streitfrage,  ob  der  Landesherr  nur  nach  innen, 
se;nem  Staate  gegenüber,  unverantwortlich  ist  oder  auch 
na  3h  außen,  dem  Reich  gegenüber.'^) 

Zu  dieser  Frage  Stellung  zu  nehmen,  haben  wir 
keinen  Anlaß.  Denn  wenn  der  Landesherr  selbst  dem 
R(  iche  verantwortlich  wäre,  so  wäre  es  dann  sein  Kriegs- 
miaister  jedenfalls  nicht.  Wenn  der  Landesherr  dem 
Reiche  dagegen  nicht  verantwortlich  wäre,  so  müßten 
hi(T  nach  allgemeinen  Grundsätzen  seine  Minister  ver- 
an:wortlich  sein.®)  Es  fragt  sich  dann,  welcher  von 
diesen  dem  Reiche  Rede  stehen  muß.  Wir  werden 
se]  len,  daß  der  Kriegsminister  dem  Reiche  nicht  verant- 
wertlich  ist.  Hier  handelt  es  sich  um  eine  andere  Art 

b vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  überhaupt  Bieberstein 
S.  )80ff. 

vgl.  Hänel  S.  321,  322;  dagegen  Bieberstein  S.  581. 

*)  And.  M.  Hänel  a.  a.  0. 
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der  Verantwortlichkeit,  um  die  Verantwortlichkeit  eines 
Staates  gegenüber  einem  anderen  Staate,  nicht  um  die 
gewöhnliche  Verantwortlichkeit  eines  Beamten  innerhalb 
desselben  Staates.  Für  ihre  Beziehungen  nach  außen 
haben  nun  die  Staaten  seit  langem  ein  besonderes  Organ 
in  dem  Minister  des  Auswärtigen.  In  dessen  Geschäfts- 
kreis fällt  heute  auch  die  Behandlung  des  Verhältnisses 
seines  Staates  zum  Reiche.  Da  der  Gliedstaat  dem 
Reiche  hier  als  Einheit  gegenübersteht,  so  kann  eine 
Ressortteilung  nicht  in  Frage  kommen,  und  es  besteht 
kein  Grund,  die  hier  wichtige  „Staatsverantwortlichkeit“ 
dem  Minister  des  Äußeren  abzunehmen  und  dem  Kriegs- 
minister aufzubürden.^) 

Rügt  das  Reich  einen  Mangel,  so  hat  dies  gegen- 
über dem  Landesherrn  zu  geschehen,  der  dann  seinen 
Kriegsminister  zur  Verantwortung  zieht.  Tut  er  dies 
nicht,  so  ist  dafür,  nicht  aber  für  die  schlechte  Ver- 
waltung, der  Minister  des  Auswärtigen  verantwortlich. 

b Bieberstein  meint  ebenfalls,  daß  die  Minister  dem 
Reiche  verantwortlich  sein  müssen,  wenn  der  Landesherr  selbst 
es  nicht  ist.  Die  Last  dieser  Verantwortung  soll  aber  nicht  der 
Minister  des  Äußeren,  sondern  das  Gesamtministerium  tragen. 
Dem  vermag  ich  nicht  beizutreten,  denn  erstens  ist  die  Verant- 
wortlichkeit einer  Mehrheit  von  Personen  stets  etwas  problematisch, 
und  zweitens  ist  Ja  für  die  Pflege  der  Beziehungen  nach  außen 
ein  besonderes  Staatsorgan  in  dem  Minister  des  Auswärtigen  vor- 
handen, so  daß  sich  eine  Verantwortlichkeit  aller  anderen  Minister, 
darunter  auch  des  Kriogsministers,  erübrigt. 
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Die  Ansichten  in  der  Literatur  über  die  Frage  der 
Verantwortlichkeit  sind  geteilt.  Meist  wird,  wenn  ein 
U iterordnnngsverhältnis  der  Kriegsminister  zum  Keichs- 
k{,nzler  angenommen  wird,  ihre  Verantwortlichkeit  gegen- 
über dem  Reichstag  geleugnet,  da  der  Kriegsminister 
di  nn  durch  den  Reichskanzler,  dem  er  Gehorsam  schulde, 
gedeckt  sei.^)  Die  in  der  Anmerkung  genannten  Schrift- 
steller argumentieren  allerdings  in  der  umgekehrten 
R chtung.  Sie  scheinen  von  zwei  Sätzen  auszugehen ; 
E ’stens,  der  Reichskanzler  ist  für  das  Reichsfinanzwesen 
verantwortlich,  und  zweitens,  die  Militärverwaltung  ist 
ein  Teil  des  Reichsfinanzwesens.  Sie  sehen  sich  daher 
genötigt,  dem  Reichskanzler  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Militärverwaltung  aufzubürden,  und  sagen  dann,  not- 
wBndige  Voraussetzung  dieser  Verantwortlichkeit  sei  es, 
dl  iß  der  Reichskanzler  den  Kriegsministern  befehlen 
könne,  d.  h.  daß  diese  ihm  untergeordnet  seien.  Dieser 
Schluß  scheint  mir  nicht  glücklich,  da  von  einem  juri- 
stisch schwer  erfaßbaren  Moment,  wie  es  die  Verant- 
w)rtlichkeit  ist,  geschlossen  wird  auf  ein  Verhältnis, 
di  s der  juristischen  Konstruktion  immerhin  leichter  zu- 
gänglich ist.  Auch  scheint  mir  auf  den  zweiten  Satz, 
diß  die  Militärverwaltung  ein  Teil  des  Reichsfinanz- 
W3sens  sei,  zu  viel  Gewicht  gelegt  zu  werden.  Wenn 


0 So  Gau  S.38;  Wiechert  S.  33,  34,36,41;  Zorn  Bd.2 
S.  542,  558;  Meynen  S.  33;  Hänel  S.  515;  Brockhaus  S.  126, 
84,  85. 
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wir  die  Begriffe  schärfer  fassen,  so  würde  danach  zu 
sagen  sein:  Der  Reichskanzler  ist  für  die  Reichsfinanz- 
verwaltung verantwortlich,  folglich  auch  für  die 
Militärverwaltung.  Das  ist  offenbar  unrichtig  und  wohl 
auch  nicht  gemeint.^)  Der  Schluß  von  dem  Verhältnis 
der  Kriegsminister  zum  Kaiser  und  Reichskanzler  auf 
eine  (je  nachdem  vorhandene  oder  nicht  vorhandene) 
Verantwortlichkeit  vor  dem  Reichtage  wird  aber  nicht 
gezogen,  weil,  wo  die  scharf  umgrenzten  Begriffe  fehlen, 
das  Wort  „Verantwortlichkeit“  zur  rechten  Zeit  sich 
einstellt  und  so  auf  entgegengesetztem,  viel  bequemeren 
Wege  auch  zum  Ziele  führt.  Diese  methodische  Un- 
stimmigkeit scheint  Zorn  zu  fühlen,  er  beteiligt  sich 
daher  nicht  an  dieser  Argumentation,  findet  aber  auch 
keinen  anderen  Weg  und  erklärt  daher  die  Stellung  der 
Kriegsminister  für  staatsrechtlich  nicht  konstruierbar.^) 
Dieselben  Schriftsteller  knüpfen,  wie  oben  schon 
angedeutet  wurde,  zur  Begründung  ihrer  Ansicht  an 
das  Budgetrecht  des  Reichstags  an  und  sagen,  da  der 
Reichskanzler  dem  Reichstag  über  die  Verwendung  der 
Reichseinnahmen  Rechnung  legen  müsse  (Art.  72  RV.), 
so  gelte  dies  auch  für  die  Etatsmäßigkeit  der  einzel- 
staatlichen  Militärverwaltung.  Folglich:  Notwendige 

Voraussetzung  die  Unterordnung  des  Kriegsministers 
unter  den  Reichskanzler.  Auch  dieser  Vordersatz  für 


vg].  dazu  noch  unten  S.  52. 
Zorn  Bd.  2 S.  558. 
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dio  Folgerung  ist  unrichtig,  und  insoweit  ist  es  noch 
nötig,  eine  weitere  Folgerung  (umgekehrt)  aus  der 
Stillung  der  Kriegsminister  zum  Reichskanzler  zu  ziehen. 

Wir  sahen,  daß  die  Rechte  des  Reiches  sich  auch 
hinsichtlich  der  Militärverwaltung  qualitativ  auf  ein 
Al  fsichtsrecht  beschränken,  welches  freilich  quantitativ 
se]ir  gesteigert  ist.  Nur  soweit  die  Reichszuständigkeit 
reicht,  kann  auch  die  Tätigkeit  und  damit  Verantwort- 
licbkeit  des  Reichskanzlers  reichen.^)  Demnach  begrenzt 
sich  diese  auf  den  Nachweis,  daß  er  die  Reichsaufsicht 
rechtzeitig  und  ordnungsmäßig  gehandhabt  habe,  und 
da  3 er  bei  weiterer  Widersetzlichkeit  des  Einzelstaats 
die  nötigen  Schritte  getan  habe,  um  dem  Reichsrecht 
und  Reichswohl  zum  Siege  zu  verhelfen.  Diese  Ansicht®) 
fülirt  aber  nicht  etwa  dazu,  weil  der  Reichskanzler  für 
die  einzelstaatliche  Militärverwaltung  nicht  verantwort- 
lic  ti  ist,  nunmehr  gleichsam  automatisch  als  Ersatz  dafür 
eine  Verantwortlichkeit  der  Kriegsminister  gegenüber 
den  Reichstag  eintreten  zu  lassen.  Ein  solches  Recht 
au ' Rechenschaftsablegung  ist  in  dem  bloßen  Aufsichts- 
rec.ht  des  Reiches  nicht  enthalten. 

Im  Verfolg  dieser  Anschauung  sind  auch  diejenigen 
Versuche  abzulehnen,  die  die  Militärverwaltung  teilen 
in  eine  solche,  die  den  Etat  durchführt  unter  Verant- 

b Laban d Bd.  1 S.  382. 

LabandBd.l  S.381— 333;  Leeb  S. 49,50;  W.F.Mueller 
S.  I >2  Anna.  2. 
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Wörtlichkeit  des  Reichskanzlers,  und  einen  anderen  Teil, 
der  den  Etat  nicht  berührt  und  von  der  Verantwortlich- 
keit des  Reichskanzlers  nicht  gedeckt  wird.^)  Wo  hierbei 
die  Grenze  zu  ziehen  ist,  wird  nicht  gesagt,  es  dürfte 
sich  eine  solche  auch  nicht  finden  lassen,  da  die  Staats- 
tätigkeit innerhalb  eines  Verwaltungszweiges  eine  Ein- 
heit ist,  „die  sich  nicht  in  einen  budgetrechtlich  relevanten 
und  einen  vom  Mammon  unberührten  Teil  spalten  läßt“.®) 
Wir  sind  der  Ansicht,  daß  der  Reichskanzler  für  die 
Militärverwaltung  nicht  verantwortlich  ist,  weil  die 
Militärverwaltung  gliedstaatliche  Selbstverwaltung  ist, 
so  daß  die  Annahme  einer  solchen  Teilung  der  Militär- 
verwaltung unnötig  ist.  Das  schließt  jedoch  nicht  aus, 
daß  die  Reichsregierung  (der  Reichskanzler)  bei  groben 
Verstößen  gegen  Anordnungen  der  Reichsgesetze  durch 
den  Gliedstaat  neben  dessen  Regierung  dem  Reichstag 
verantwortlich  ist,  aber  nicht  für  die  Führung  der  Ver- 
waltung selbst,  nicht  als  Verwaltungshaupt,  sondern 
wegen  mangelnder  Beaufsichtigung. 

Wer  zugibt,  daß  der  Reichskanzler  für  die  Militär- 
verwaltung nicht  verantwortlich  ist,  darf  aber,  in  dem 
Bestreben,  doch  irgend  jemanden  vor  dem  Reichstage 
für  die  Militärverwaltung  verantwortlich  zu  machen, 
daraus  nicht  folgern,  daß  dann  die  Kriegsminister  selbst 
dem  Reichstag  verantwortlich  sein  müßten ; sie  sind 

Wiechert  S.  33,  34. 

®)  Bieberstein  S.  584. 
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irimer  nur  ihrem  Landtag  und  ihrem  Herrscher  ver- 
ai  itwortlich.^) 

Zwei  Schriftsteller  erfordern  noch  eine  besondere 
AViderlegung.  Arndt^)  erkennt  richtig,  daß  sich  auf 
die  Art.  17  u.  72  RV.  kein  Recht  des  Reichskanzlers 
giünden  läßt,  von  den  einzelstaatlichen  Kriegsministern 
R 3chnungslegung  zu  verlangen,  aber  er  meint,  sie 
müßten  durch  den  Reichskanzler  als  nicht  übergeordneten 
bleßen  Vermittler  dem  Bundesrat  und  Reichstag  Rechnung 
le^en.  Daher  seien  die  Kriegsministerien  in  den  Ver- 
oidnungen  v.  23.  11.  1874  und  v.  27.  12.  1899  mit  Recht 
unter  den  obersten  Reichsbehörden  aufgezählt.®)  Dieser 
letzte  Satz  zeigt  das  Unrichtige  an  Arndts  Lehre. 
E’  sucht  noch  neben  der  Aufsichtsgewalt  irgendeine 
staatsrechtlich  nicht  benennbare  Verbindung  zwischen 
d(  m Reiche  und  den  Organen  des  Einzelstaats  und  sieht 
sich  so  zu  der  Bezeichnung  der  Kriegsministerien  als 

Festzustellen,  wer  nun  eigentlich  für  die  Militärverwaltung 
verantwortlich  ist  und  ob  überhaupt  jemand  dafür  gerade  dem 
R(  ichstag  verantwortlich  ist,  würde  über  den  Rahmen  dieser 
Al  beit  hinausführen,  die  nur  die  staatsrechtliche  Stellung  der 
Kl  iegsminister  erörtern  will.  Hier  ist  wohl  nur  mit  dem  oben 
auf  S.  49  angedeuteten  Gedanken  der  »Staats Verantwortlichkeit“ 
zu  helfen.  Aber  diese  Art  der  Verantwortlichkeit  eignet  sich 
kaum  zu  einer  Geltendmachung  durch  den  Reichstag. 

*)  Staatsrecht  S.  484. 

Ebenso  Wiechert  S.  19. 
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„mittelbare  oberste  Reichsbehörden“  gedrängt,^)  ohne 
jedoch  damit  einen  Rechtsbegriff  verbinden  zu  können. 

Dambitsch^)  meint,  für  finanzielle  Akte  der 
Militärverwaltung  bestehe  neben  der  vollen,  regel- 
mäßigen Verantwortlichkeit  des  Kriegsministers  auch 
eine  solche  des  Reichskanzlers  unmittelbar.  Diese  Be- 
hauptung einer  unmittelbaren  Verantwortlichkeit  des 
Reichskanzlers  über  das  Überwachungsrecht  hinaus  ®) 
soll  vielleicht  gestützt  werden  auf  Art.  72  RV.,  der  aber 
einen  solchen  Inhalt  meines  Erachtens  nicht  haben  kann. 
Denn  sein  Wortlaut  ist  auch  verträglich  mit  der  zurück- 
haltenderen Art  der  Einwirkung,  die  in  der  bloßen  Auf- 
sicht liegt,  daher  besteht  kein  Grund,  hier  eine  Durch- 
brechung des  Grundsatzes  anzunehmen,  daß  das  Reich 
auch  hinsichtlich  der  Militärverwaltung  auf  eine  wenn 
auch  verstärkte  Aufsichtsgewalt  beschränkt  ist. 

Die  meines  Erachtens  richtige  Ansicht  wird  ver- 
treten vonLaband,^)  Leeb,^)  Apel,®)  auch  Wiechert,’) 
dessen  Folgerung,  daß  dann  der  Reichskanzler  verant- 
wortlich sein  müsse,  aber  abzulehnen  ist,  da  der  Ein- 
fluß, den  der  Reichskanzler  auf  die  Tätigkeit  des  Kriegs- 


1)  Komm.  z.  RV.  S.  176. 

‘^)  Komm.  S.  349ff. 

8)  Dambitsch  S.  350,  351. 

*)  Staatsrecht  Bd.  4 S.  530,  531,  Reichsstaatsrecht  S.  364. 
ö)  S.  49,  50. 

«)  Wörterb.  S.  681. 

’)  S.  33,  34. 

Haller. 
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ministers  ausüben  kann,  ausreicht,  um  ihn  bei  sach- 
gemäßer Pflichterfüllung  zu  entlasten,  ohne  daß  es  dazu 
noch  einer  besonderen  eigenen  Verantwortlichkeit  und 
Entlastung  durch  den  Eeichstag  bedürfte. 

Der  Einwurf,  es  gebe  doch  einen  Reich smilitäretat 
ur d einen  Reichsmilitärfiskus,  der  auch  Bieberstein^) 
veranlaßte,  den  „normalen  Zustand,  wie  er  etwa  dem 
G ’undprinzip  unserer  Militärverfassung  entsprechen 
Wirde“,  für  faktisch  nicht  bestehend  zu  erachten,  er- 
le  ligt  sich  dadurch,  daß  die  einzelstaatliche  Militär- 
vcrwaltung  zwar  „in  Vertretung  und  im  Namen  des 
Ruches“  handelt,^)  aber  doch  aus  eignem  Recht.  Ge- 
muer  würde  statt  obiger  Wendung  gesagt,  der  Einzel- 
staat als  solcher  handle  im  Namen  und  in  Vertretung 
d(s  Reiches.  Dann  würde  auch  der  Schein  vermieden, 
ah  ob  das  Reich  sich  an  die  einzelstaatliche  Militär- 
verwaltung unmittelbar  wenden  und  halten  könne.^) 

Die  Bemühungen  der  Literatur,  dem  Reichstag  ein 
R3cht  gegenüber  den  einzelstaatlichen  Kriegsministern 
eittzuräumen,  indem  sie  diese  entweder  unmittelbar  dem 
Räichstag  gegenüberstellt  oder  sie  dem  Reichskanzler 
uiiterordnet,  um  dem  Reichstag  so  mittelbar  eine  Kon- 
trolle über  sie  zu  ermöglichen,  können  mich  nicht  über- 
zeugen; ich  bin  der  Meinung,  daß  die  Kriegsminister 

b S.  583. 

b RGZ.  Bd.  20  S.  148  ff. 

b vgl.  Lab  and,  Reichsstaatsrecht  S.  390. 
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ihren  Landtagen  und  nur  diesen  verantwortlich  sind. 
Mag  man  mit  Apelb  ein  tatsächliches  „Abhängigkeits- 
verhältnis“ vom  Reichskanzler  sehen  oder  mit  Dam- 
bitschb  „Fühlung“  und  „Einvernehmen“  mit  diesem 
fordern,  ein  staatsrechtlich  erfaßbares  Unterordnungs- 
verhältnis der  Kriegsminister  zum  Reichskanzler  besteht 
nicht.  Es  gibt  für  sie  nur  einen  Zustand  des  Unter- 
worfenseins unter  die  Reichsaufsicht,  aber  keine  Ver- 
antwortlichkeit gegenüber  dem  Reichstag. 


Viertes  Kapitel. 

Auftreten  der  Kriegsminister  im  Reichstag. 

Schließlich  muß  aber  noch  auf  die  Tatsache  ein- 
gegangen werden,  daß  Kriegsminister  schon  im  Reichs- 
tag gesprochen  haben,  und  daß  mindestens  doch  der 
preußische  alljährlich  zu  den  Beratungen  des  Reichs- 
militäretats erscheint. 


§ 14. 

Möglichkeiten. 

Eine  Möglichkeit,  im  Reichstag  überhaupt  handelnd 
aufzutreten,  besteht  nach  dem  Reichsrecht  nur  gemäß 
Art.  9 RV.  oder  nach  dem  Stellvertretungsgesetz  vom 


b Wörterb.  S.  681. 
b S.  349. 
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1 \ 3.  1878,  sofern  man  nicht  Abgeordneter  oder  Reichs- 
te gsbeamter  ist/) 

Die  Kriegsminister  haben  Zutritt  zum  Reichstag 
gi)mäß  Art.  9 RV.,  wenn  sie  zu  Bundesratsmitgliedern 
ei  nannt  sind/)  Dies  geschieht  gewöhnlich,  braucht  aber 
nicht  zu  geschehen.  Die  Ernennung  erfolgt  durch  den 
Lindesherrn,  auf  dessen  Entschluß  den  Reichsorganen 
staatsrechtlich  ein  Einfluß  nicht  zusteht.  Schon  dies  ist 
ein  Indizium  dafür,  daß  nicht  eine  Verantwortlichkeit 
d(5m  Reiche  gegenüber  es  ist,  die  die  Kriegsminister 
zum  Auftreten  im  Reichstag  veranlaßt. 

Aus  diesen  Bestimmungen  ist  ferner  ersichtlich, 
daß  das  Reichsrecht  die  Möglichkeit,  im  Reichstag  zu 
ei  scheinen,  an  die  Erfüllung  bestimmter  Formen  als 
V Draussetzung  knüpft.  Inwiefern  diese  Ansicht  nicht 
lebensfähig  sein  soll,  wird  von  Bieb erstein  nicht  be- 

b Daß  die  Kriegsminister  auch  als  Kommissare  des  Bundes 
raLs  im  Reichstag  sprechen  können  (Art.  16  RV.),  ist  hier  unerheb- 
lich, da  sie  in  solchem  Palle  zweifellos  nicht  ihre  Meinung,  sondern 
di'i  des  Bundesrats  darzulegen  haben,  für  die  sie  unmöglich  ver- 
actwortlich  sein  können. 

^)  Zum  Spezialstellvertreter  des  Reichskanzlers  gemäß  § 2 
de  3 Stellvertretungsgesetzes  kann  ein  Kriegsminister  nicht  ernannt 
werden  (vgl.  Lab  and  Bd.  1 S.  384,  Bd.  4 S.  64  Anm.  1).  Und  von 
de : Möglichkeit,  daß  er  zum  Generalstellvertreter  des  Reichskanzlers 
ernannt  wird,  können  wir  hier  absehen,  da  er  in  solchem  Palle 
die,  volle  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  tragen  müßte 
ucd  seine  kriegsministerielle  Verantwortlichkeit  daher  nicht  klar 
ernannt  werden  könnte. 
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wiesen.-^)  Ich  sehe  in  diesen  Formvorschriften  einen 
Beweis  für  die  Zurückhaltung,  die  das  Reich  sich  den 
Einzelstaaten  gegenüber  auferlegt.  Der  Reichstag,  ein 
Reichsorgan,  soll  amtlich  nur  mit  anderen  Reichsorganen 
oder  deren  Mitgliedern  zu  tun  haben,  damit  der  An- 
schein einer  Einmischung  in  den  Verfassungszustand  der 
Einzelstaaten  vermieden  wird.  Die  Kriegsminister  treten 
nicht  nur  mittels  dieser  Form  im  Reichstag  auf, 
sondern  wegen  dieser  Form,  nicht  weil  sie  außerdem 
Kriegsminister  sind,  sondern  nur  weil  sie  (Kommissare 
oder)  Bundesratsmitglieder  sind.  Die  Reichsverfassung 
beschränkt  sich  auf  die  Bestimmung,  daß  Bundesrats- 
raitglieder  Zutritt  zum  Reichstag  haben,  die  Festsetzungen 
darüber,  wer  Bundesratsmitglied  werden  soll,  überläßt 
sie  ganz  dem  Einzelstaat.  Daraus  kann  nicht  der  Schluß 
gezogen  werden,  daß  die  Reichsverfassung  auf  diesem 
Wege  den  Kriegsministern  den  Zutritt  zum  Reichstag 
eröffnen  wollte. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Verantwortlichkeit  der 
Kriegsminister,  wenn  sie  zu  Bundesratsmitgliedern  er- 
nannt sind?  Sie  scheinen  mir  auch  hier  dem  Reichs- 
tag gegenüber  nicht  verantwortlich.  Denn  betrachten 
wir  ihre  Stellung  etwa  während  der  Etatsberatung : Der 
Etat  ist  als  Gesetzentwurf  vom  Bundesrat  als  gesetz- 
gebender Körperschaft  an  den  Reichstag  gelangt.  W enn 
die  Kriegsminister  also  Etatspositionen  verteidigen,  so 

1)  Bieberstein  S.  586,  587. 
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■reten  sie  ein  für  Posten,  die  der  Bundesrat  eingesetzt 
lat.  Daß  der  Bundesrat  sich  vielleicht  auf  den  Vortrag 
dieses  selben  Ministers  hin  zu  einem  derartigen  Ansatz 
entschlossen  hat,  kommt  als  internum  des  Bundesrats 
Jür  den  Reichstag  nicht  in  Betracht  Für  Beschlüsse 
des  Bundesrats  kann  aber  der,  der  sie  im  Reichstag 
vertritt,  als  ihr  Urheber  vielleicht  moralisch,  niemals 

i ber  rechtlich  gegenüber  dem  Parlament  verantwortlich 
s eind) 


§ 15. 

Keine  Pflicht  zum  Redestehen. 

Offenbar  kann  von  einer  Verantwortlichkeit  gegen- 
i ber  dem  Reichstag  nur  dann  gesprochen  werden,  wenn 
cer  Betreffende  die  Pflicht  hat,  im  Reichstag  Rede 
2u  stehen.  Eine  solche  Pflicht  wird  für  den  Reichs- 
kanzler aus  den  Art.  17  u.  72  RV.,  für  seine  Vertreter 
aas  dem  Stellvertretungsgesetz  abgeleitet^)  Dagegen  be- 
sämmt  Art.  9 RV.  nur  ein  Recht  der  Bundesrats- 
Uiitglieder,  im  Reichstag  zu  erscheinen  und  dort  auf 
Verlangen  Jederzeit  gehört  zu  werden.®)  Die  Pflicht, 


^)  Daß  auch  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  eine 
R schtspflicht  ist,  die  auf  Rechtssätzen  (z.  B.  Art.  17  RV.)  beruht, 
bütont  mit  Recht  Anschütz  in  Enzykl.  Bd.  4 S.  112,  113. 
Dambitsch  S.  259  unten. 

Auch  wenn  sie  im  Bundesrat  überstimmt  sind,  argumentum 
e contrario ! Denn  wenn  der  Bundesrat  sich  ihre  Ansicht  nicht 


i 
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im  Reichstag  zu  erscheinen,  besteht  für  das  einzelne 
Bundesratsmitglied  freilich  auch,  aber  nicht  dem  Reichs- 
tag, sondern  dem  Bundesrat  gegenüber,  als  Folge  der 
einzelstaatlichen  Ernennung  zum  Bundesratsmitglied  und 
der  Beauftragung  durch  die  Körperschaft.^)^) 

Die  Art,  in  der  die  Reichsverfassung  den  Kriegs- 
ministern den  Zutritt  zum  Reichstag  — tatsächlich,  aber 
ohne  besonders  beabsichtigte  Beziehung  gerade  auf  die 
Kriegsminister  — ermöglicht,  läßt  also  einen  Schluß  auf 
ihre  Verantwortlichkeit  vor  diesem  Reichsorgan  nicht  zu. 

§ 16. 

Kein  Gewohnheitsrecht. 

Man  könnte  einwenden,  daß  ein  Gewohnheitsrecht 
hier  das  Reichsrecht  abgeändert  habe.  Auch  dies  trifft 
aber  nicht  zu.  Nur  der  preußische  Kriegsminister  er- 
scheint häufiger  im  Reichstag,®)  von  den  drei  anderen 
ist  dies  schwieriger  nachzuweisen.  Zu  diesem  Zwecke 

zu  eigen  gemacht  hat,  können  sie  offenbar  für  den  Beschluß  nicht 
verantwortlich  sein,  und  dennoch  haben  sie  das  Recht,  im  Reichs- 
tag zu  sprechen. 

^)  vgl.  Dambitsch  S.  259. 

2)  Dagegen  haben  die  preußischen  Minister  nach  Art.  60 
preuß.  Vü.  die  Pflicht,  vor  dem  Landtag  zu  erscheinen. 

vgl.  z.  B.  StenB.  d.  RT,  Bd.  1 S.  69,  90  (Bronsart 
V,  Schellendorff),  Bd.  228  36. — 39.  Sitzung,  Bd.  229  63.  Sitzung, 
Bd.  235  226.-232.  Sitzung  (v.  Eine  m),  Bd.  259  25.  u.  26.  Sitzung, 
Bd.  263  111.  Sitzung,  Bd.  264  134. — 136.  Sitzung  {v.  Heeringen). 
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{ teilte  ich  aus  militärischen  Almauachs,  Staatskalendern 
und  ähnlichen  Werken  die  Namen  der  Kriegsminister 
und  ihre  Amtsdauer  fest,  die  Bayern,  Sachsen  und 
^Vürttemberg  in  dem  Zeitraum  von  1884—1912  gehabt 
haben.  Durch  Vergleichung  mit  den  amtlichen  Sprech- 
legistern  und  Gesamtregistern  zu  den  Stenographischen 
Berichten  des  Reichstags  ließ  sich  nun  feststellen,  daß 
ii  den  Jahren  1884 — 1912  der  bayerische  Kriegsminister 
riemals,  der  sächsische  einige  Male  im  Dezember  1892 
ind  März  1894,^)  der  württembergische  im  Februar  und 
März  1897^)  im  Reichstag  gesprochen  hat.  Diese  Daten 
erscheinen  ausreichend,  da  die  eigentliche  Geltendmachung 
einer  Verantwortlichkeit  im  Plenum  des  Reichstags  er- 
f)lgen  müßte  und  die  etwaige  Teilnahme  von  Kriegs- 
ministern an  Kommissionssitzungen  daher  unberück- 
sichtigt bleiben  kann.  — Angesichts  dieser  wenigen 
iÄiale  nun,  wo  Kriegsminister  im  Reichstag  gesprochen 
haben,  dürfte  wohl  eine  longa  consuetudo,  das  erste  Er- 
f<Tdernis  für  die  Bildung  eines  Gewohnheitsrechts,  nicht 
n achweisbar  sein,  und  noch  weniger  dürfte  sich  darauf- 
h .n  eine  communis  opinio  necessitatis,  eine  allgemeine 
Überzeugung  von  der  Rechtsnotwendigkeit  der  Ver- 
a:  itwortung  der  Kriegsminister  vor  dem  Reichstag  bilden 
k innen. 

Sitzungen  v.  12.  u.  13.  12.  1892  und  v.  3.  3.  1894  (Edier 
V.  d.  Planitz). 

Sitzungen  v.  18.  u.  20.  2.  und  v.  27.  3.  1897  (Schott 
V.  Sch  Ottenstein). 
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Das  Auftreten  der  Kriegsminister  im  Reichstag 
dient  demnach  nur  der  Erläuterung  und  Begründung 
der  Stellungnahme  des  Bundesrats  oder  einzelstaatlicher 
Regierungen,  ohne  daß  damit  eine  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Reichstag  zugegeben  werden  soll  und 
wird. 


Ergebnis. 

Wir  sind  am  Schluß  unserer  Untersuchung  an- 
gelangt. Schauen  wir  noch  einmal  auf  den  Weg  zurück, 
den  wir  gegangen  sind,  so  können  wir,  unter  Weg- 
lassung der  Antworten  auf  die  grundlegenden  Vor- 
fragen, folgendes  Ergebnis  feststellen: 

Die  deutschen  Kriegsminister  sind  Landesbeamte 
an  der  Spitze  von  Landesbehörden  mit  Landesverwaltung. 
Sie  stehen  daher  nicht  in  einem  rechtlichen  Unter- 
ordnungsverhältnis zum  Kaiser  und  zum  Reichskanzler, 
und  sie  sind  nur  ihren  Landtagen,  nicht  auch  dem 
Reichstag  verantwortlich. 


Robert  Noske,  Boro a-Leip zig,  Großbetrieb  für  Dissertationsdruck. 
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